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1. Einleitung

Bereits vor mehr als einem halben Jahrhundert, als das Gros der
afrikanischen Länder die politische Unabhängigkeit erlangte und
auf dem gesamten Kontinent über Konzepte und Maßnahmen
für eine künftig eigenständige sozio-ökonomische Entwicklung
nachgedacht wurde, betonten einige Staatsmänner und Vorden-
ker diesbezüglich die strategische Rolle der vielfältigen natürli-
chen Reichtümer, die vordem allein zum Vorteil der ehemaligen
Kolonialmächte ausgebeutet worden waren. So hob etwa
Patrice-Eméry Lumumba, erster Ministerpräsident der Republik
Kongo, während seiner kurzen Amtszeit immer wieder hervor,
welch große Bedeutung die Ressourcen seines Landes für die
Finanzierung eines allen Kongolesen zugutekommenden Bil-
dungs- und Gesundheitswesens hätten. Und dessen ghanai-
scher Amtskollege Kwame Nkrumah appellierte bei der
Grün dungsversammlung der Organisation für Afrikanische Ein-
heit (OAU, seit 2002 Afrikanische Union/AU) im Mai 1963 an
die Führer des dekolonisierten Afrika, zeitnah wirtschaftspoliti-
sche Strategien zu entwickeln, welche der einheimischen Bevöl-
kerung einen Nutzen aus den reichhaltigen Bodenschätzen
bringen würden: „Die Rohstoffe sind da; nun ist es an uns, sie
im Interesse unserer Menschen in Wert zu setzen“.1

Diese Worte scheinen bis heute kraftvoll nachzuhallen. Denn
seit nunmehr knapp einem Jahrzehnt befinden sich die natürli-
chen Ressourcen erneut sehr prominent auf der politischen
Agenda des Kontinents. Allem voran im Südlichen Afrika rücken
sie gar zunehmend ins Zentrum der öffentlichen Auseinanderset-
zungen. Und dies gilt mit Blick auf die 15 Mitgliedsländer der
Entwicklungsgemeinschaft des Südlichen Afrika (SADC) nicht
allein für deren politische Klasse(n), sondern auch für die Zivil-
gesellschaften des insgesamt etwa knapp 300 Millionen Bewoh-
nerInnen umfassenden Staatenbündnisses, das seit seiner
Gründung im Jahr 1980 der regionalen politischen und wirt-
schaftlichen Integration im Süden des Kontinents verpflichtet ist.

So stand im August 2014 das 34. Gipfeltreffen der Staats-
und Regierungschefs der unter dem offiziellen Motto „SADC
Strategy for Economic Transformation: Leveraging the Region’s
Diverse Resources for Sustainable Economic and Social Devel-
opment through Beneficiation and Value Addition“. Und der zur
selben Zeit auf Initiative des Southern Africa People’s Solidarity
Network (SAPSN) durchgeführte „People’s Summit“, an dem
zivilgesellschaftliche Gruppen, Organisationen und Netzwerke
aus dem gesamten Südlichen Afrika teilnahmen, entgegnete der
Programmatik der Staats- und Regierungschefs mit dem Slogan
„Reclaiming SADC for People’s Development – SADC Resources
for SADC People“.

Diese regelrechte Renaissance der Rohstoffthematik war
längst überfällig, denn nicht erst seit dem Einsetzen des globa-
len Ressourcenbooms zu Beginn des neuen Jahrtausends liegt
unübersehbar auf der Hand, dass die Länder des Südlichen Afri-
kas – abgesehen von Botswana und Südafrika, welche die Ver-
einten Nationen zumindest „mit Abstrichen“ als Ausnahmen von
der Regel erachten2 – aus ihren natürlichen Reichtümern keine
substanziellen Entwicklungsfortschritte für eine breitere Bevöl-
kerung zu erzielen vermochten. Ähnlich wie zuvor während der
Fremdherrschaft durch die Europäer, profitierten auch im
Anschluss an die Befreiung von den Kolonisatoren nur einige
wenige Privilegierte: zum einen die kleinen Funktions- und Macht -
eliten in den Abbauländern selbst, denen in der Regel allein an
einem für ihre je eigenen Portemonnaies möglichst lukrativen
Export der Ressourcen in die industrialisierten Länder des Nor-
dens gelegen war; zum anderen die nach den umfassenden
Liberalisierungs- und Privatisierungsmaßnahmen der 1990er
Jahre zumeist wieder mit dem Abbau bzw. der Förderung der
Rohstoffe befassten Transnationalen Konzerne (TNCs), die oft-
mals allein der Profitabilität ihrer Bilanzen und den Dividenden
ihrer – zumeist ebenfalls ausländischen – AnteilseignerInnen
verpflichtet schienen. Dabei gewährleistete vor allem die hervor-
gehobene Bedeutung der TNCs bei der Förderung der natürli-
chen Ressourcen den fortgesetzten, außerordentlich lukrativen
Zugriff der ehemaligen Kolonialmächte auf die reichhaltigen
Bodenschätze der Region.

Die lokale Bevölkerung in den Abbauländern indes zieht bes-
tenfalls einen marginalen, allzu häufig aber gar keinen Nutzen
aus dem nationalen Rohstoffreichtum. In vielen Fällen geht der
Rohstoffabbau gar mit großen Nachteilen einher: von der Ver-
schmutzung der Böden und Flüsse sowie des Grundwassers, die
mitunter gar den Verlust der Lebensgrundlagen nach sich zieht,
über Umsiedlungen ohne angemessene vorherige Konsultation
und Entschädigung bis hin zu gewaltsamen Vertreibungen. Und
selbst die wenigen Menschen, die Arbeit bei den Rohstoffunter-
nehmen finden, sind aufgrund teilweise grober Missachtungen
der Arbeitsrechte häufig nicht in der Lage, von ihren Gehältern
in Würde zu leben, wie der Streik der Minenarbeiter von Mari-
kana in Südafrika im Jahr 2012 beispielhaft veranschaulicht hat.3  

Auf diesem Hintergrund bräuchte es endlich einen wirtschaft-
lichen Impuls für ein Wachstum, das ebenso nachhaltig wie
inklusiv ist und mit dem sich auf Basis des Ressourcenreichtums
finanzielle Spielräume für eine wirksame Armutsbekämpfung
erwirtschaften ließen. Dies ist umso dringlicher, als in der gesam-
ten Region nach Angaben des SADC-Sekretariats derzeit etwa
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die Hälfte der EinwohnerInnen mit einem Einkommen von weni-
ger als 1 US-Dollar pro Tag in absoluter Armut lebt.4 Indes ist
solch ein Wachstumsimpuls selbst in Anbetracht der anhaltend
hohen und prospektiv vermutlich weiter steigenden Preise für
Rohstoffe keineswegs in Sicht. Die politischen und wirtschaftli-
chen Beobachter der Region stimmen dennoch darin überein,
dass der Rohstoffsektor bis auf weiteres die maßgebliche, wenn
nicht gar einzige Quelle darstellt, aus der sich in der Region das
Potenzial für eine endogene, sich selbst tragende Entwicklung
erschließen lässt. Nur so dürfte sich die absolute Armut und die
mit dieser einhergehende soziale Ausgrenzung umfassend und
auf Dauer überwinden lassen – nicht zuletzt auch in Anbetracht
des prognostizierten demografischen Trends, der nahezu eine
Verdoppelung der SADC-Bevölkerung bis 2050 sieht.5

Insofern ist es im Interesse einer wahrhaft menschlichen Ent-
wicklung dringend geboten, den Rohstoffsektor im Südlichen
Afrika mittel- bis langfristig vom Kopf auf die Füße zu stellen, d.h.
die natürlichen Ressourcen in vielerlei Hinsicht künftig grundle-
gend anders und besser zu nutzen, damit sie unter fairen und
ökologisch verträglichen Bedingungen gefördert und die Bevöl-
kerungen durch das Investieren der Einnahmen in Bildung,
Gesundheit, ländliche Entwicklung, Basisinfrastrukturen und vor
allem in menschenwürdige Arbeitsplätze vom natürlichen Reich-
tum profitieren. Für die unmittelbare Zukunft besteht die wesent-
liche Herausforderung darin, das gegenwärtige Ge le   gen heits-
fenster“ des Booms auf den Ressourcenmärkten zu nutzen und
die infolge der „Windfall“-Profite immensen Einnahmepotenziale
aus den Rohstoffaktivitäten in der Tat auch rasch den Bedürfti-
gen in den Abbauländern der SADC zugutekommen zu lassen.

Rohstoffen als solchen ist in den vergangenen Jahren eine
kaum mehr zu überschätzende Bedeutung zugewachsen. So
sind sie einerseits wegen ihrer Unverzichtbarkeit bei der Herstel-
lung zentraler Zukunftstechnologien sowie angesichts der End-
lichkeit einiger elementarer energetischer und mineralischer
Ressourcen aus ökonomischer und „entwicklungspolitischer“
Sicht ein zentraler Faktor. Zudem sind sie angesichts der Verstär-
kung der Konkurrenzsituation bei Angebot und Nachfrage in den
Ländern des Nordens auch (geo-)politisch von immer stärke-
rem Belang und nehmen deshalb inzwischen auch im Rahmen
der wirtschafts-, außen- und sicherheitspolitischen Strategien
aller Industriestaaten eine herausragende Rolle ein. Die Zukunft
der Förderung, Bewirtschaftung und Veredelung der Boden-
schätze des Südlichen Afrika ist somit trotz der politischen Sou-
veränität der Regierungen der Region und der geographischen
Standortgebundenheit der Bodenschätze nicht mehr allein

Gegenstand nationaler, sondern wegen der politischen Asym-
metrien zwischen Nord und Süd unweigerlich Gegenstand inter-
nationaler Politik. Somit kann sie wohl nur auf der Grundlage
eines kooperativen Miteinanders und letztlich fairen Interessen-
ausgleichs zwischen maßgeblichen Herkunfts- und Verbrauchs-
ländern konzipiert und entschieden werden.

Die Notwendigkeit einer sich künftig nicht länger zuvorderst
an nationalen Interessen ausrichtenden, sondern vielmehr mög-
lichst einvernehmlich auf internationaler Ebene koordinierten
Rohstoffpolitik ergibt sich darüber hinaus aus zwei Problemkon-
stellationen, die in den kommenden Jahren bei Beibehaltung
einer bloßen „Weiter so“-Politik vermutlich immer gewichtigere
und weitreichendere rohstoffbezogene Konfliktrisiken auf den
Plan rufen würde. Zum einen sind dies weltweit stark zuneh-
mende innerstaatliche Konflikte um Ressourcen6, die – wie sich
am Beispiel der rohstoffreichen Kivu-Provinz in der Demokrati-
schen Republik (DR) Kongo zeigt – zu einem geostrategischen
Brisanzpotenzial mit grenzüberschreitender Dimension werden
und sich somit im schlechtesten Fall gar zu gewaltsamen zwi-
schenstaatlichen Auseinandersetzungen auswachsen können.
Zum anderen mangelt es bislang an einer zielführenden politi-
schen Befassung mit der grundsätzlichen Problematik, dass der
globale Ressourcenverbrauch trotz des sich dramatisch zuspit-
zenden Klimawandels stetig zunimmt: In modernen Industrie-
gesellschaften liegt er derzeit zwischen 15 und 25 Tonnen pro
Kopf und Jahr. Nachhaltig und global gerecht wäre nach Ein-
schätzung des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen
(UNEP) ein jährlicher Verbrauch von sechs Tonnen pro Kopf.
Dennoch hat in den Ländern des Nordens weiterhin die Siche-
rung des unbegrenzten Zugangs zu Ressourcen und nicht etwa
deren Schonung Priorität. Maßnahmen zur Steigerung der Res-
sourceneffizienz und des Recyclings nicht erneuerbarer Rohstoffe
werden allein keineswegs ausreichen, um den globalen Tempe-
raturanstieg auf maximal zwei Grad gegenüber vorindustriellen
Zeiten zu begrenzen. Vielmehr ist die Rohstoffpolitik unmittel-
bar in ein umfassendes globales Konzept eines konsequenten
ökologischen Umsteuerns einzubeziehen7.

Auf diesem ebenso facettenreichen wie äußerst komplexen
politischen wie sozio-ökonomischen Hintergrund möchte diese
Broschüre sich den wirtschaftlichen, sozial-ökologischen und
geopolitischen Konfliktdynamiken rund um die Ressourcennut-
zung zuwenden und vor allem die Chancen und Grenzen roh-
stoffbasierter Entwicklung im Südlichen Afrika in Augenschein
nehmen. Dabei werden zum einen weitgehend bekannte Fakten
und Aspekte mit speziellem Fokus auf die Region zusammenge-
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stellt und dargelegt und zum anderen  Herausforderungen sowie
Alternativen zur in der Region bislang praktizierten Rohstoffex-
traktion in einer SADC-Zusammenschau skizziert und zur Dis-
kussion gestellt. 

Die vorgelegte Broschüre beabsichtigt insbesondere:

- den Blick auf die herausragende Bedeutung der minerali-
schen und energetischen Rohstoffe für die Entwicklungs-
chancen in den Ländern des Südlichen Afrika zu lenken;

- in Erinnerung zu rufen, dass sich der seit nunmehr 15 Jahren
andauernde Boom auf den Ressourcenmärkten bislang in 
keiner Weise zum Nutzen der Bevölkerung im Südlichen 
Afrika ausgewirkt hat;

- die Notwendigkeit einer grundlegenden Transformation der 
Rohstoffpolitik in Nord und Süd im Interesse einer fairen 
und ökologisch verträglichen Inwertsetzung der natürlichen 
Reichtümer hervorzuheben und schließlich

- einige zentrale politische Empfehlungen für eine Neuaus-
richtung des Rohstoffsektors zu unterbreiten, welche die 

Politik der SADC-Mitgliedsländer ebenso in die Pflicht neh-
men wie die EntscheidungsträgerInnen in der Europäischen 
Union, der Bundesregierung in Berlin und in den Konzern-
zentralen der den Rohstoffsektor dominierenden Unterneh-
men aus den Ländern des Nordens.

Die KASA hofft, dass die nachfolgenden Darlegungen zur
unseres Erachtens kaum zu überschätzenden Bedeutung der
künftigen (wirtschafts-)politischen Ausgestaltung der Res sour   -
cen märkte für die generellen Entwicklungschancen des Südli-
chen Afrika mit dazu beitragen, dass das zivilgesellschaftliche
Engagement im Blick auf die Rohstoffproblematik weiter an Fahrt
aufnimmt. Von herausragender Bedeutung ist hierfür zweifels-
ohne die breite Einbindung der Bevölkerungen und insbeson-
dere der von konkreten Rohstoffaktivitäten unmittelbar
betroffenen lokalen Akteuren in den Ländern des Südlichen
Afrika selbst. Nicht zuletzt aufgrund des globalen Charakters der
Herausforderungen, den die vielfältigen Problemanzeigen im
Kontext der Ressourcenbewirtschaftung unübersehbar offenba-
ren, bedürfen unsere Partnerorganisationen in den SADC-Län-
dern dringend unserer Solidarität und tatkräftigen Unterstützung.
Denn für eine tatsächliche Transformation des Rohstoffsektors
müssen sich schließlich auch unsere westlichen Industrienatio-
nen „entwickeln“.

Mitgliedsstaaten der SADC, www.sadc.int

SADC Peoples Summit: Zivilgesellschaftlicher Gegengipfel
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Zahlreiche strukturelle Umbrüche auf den internationalen Roh-
stoffmärkten haben seit Beginn des Jahrtausends dazu geführt,
dass natürliche Ressourcen inzwischen weltweit zu einem öko-
nomisch zentralen sowie politisch brisanten Thema avanciert
sind. Bodenschätze nehmen seitdem einen prominenten Rang
in den je nationalen wie auch regionalen und multilateralen Wirt-
schafts-, Außen-, Sicherheits-, Umwelt- und Entwicklungspoliti-
ken ein. Auf diesem Hintergrund haben sich nicht zuletzt auch
in den und für die Rohstoffabbauländer im Südlichen Afrika die
Rahmenbedingungen im Kontext der Wertschöpfungskette des
Produktionsprozesses (Exploration, Entwicklung, Förderung, Ver-
arbeitung) substanziell gewandelt – und zwar sowohl bezüglich
der energetischen Ressourcen (Öl, Gas, Kohle, Uran) wie auch
hinsichtlich metallischer (vorrangig Eisenerz, Gold, Kupfer, gefolgt
von Nickel, Zink und Bauxit) und nicht-metallischer Mineralien
(insbesondere Edelsteine, Sand).

Grund dafür sind einige umfassende Veränderungen auf der
Angebots- und der Nachfrageseite der Märkte. Der wichtigste
Faktor ist hierbei zweifelsohne der in Folge des rasanten Wachs-
tums der Volksrepublik China und anderer sich rasch industriali-
sierender, bevölkerungsreicher Schwellenländer immer weiter
zunehmende „Rohstoffhunger“, der den Bedarf an Bodenschät-
zen nahezu aller Art überproportional hat ansteigen lassen.
Infolge der auf die Besonderheiten des Rohstoffsektors zurück-
gehenden geringen Angebotselastizität und daraus resultierender
beträchtlicher zeitlicher Verzögerungen bei der Ausweitung der
Produktionsmengen hat sich auf vielen Märkten eine Verstärkung
der Konkurrenzsituation eingestellt, die in Anbetracht der sich
bei zahlreichen nicht regenerativen Ressourcen bereits einstel-
lenden bzw. abzeichnenden Verknappung weiteren Vorschub
erfährt8. 

Infolgedessen haben sich bei vielen Rohstoffen insbeson-
dere seit 2004 dramatische, in diesem Maße zuvor nicht
gekannte Preissteigerungen eingestellt, denen selbst die schwere
globale Rezession ab 2008 im Anschluss an die von den USA
ausgegangene Finanzkrise nur kurz Einhalt gebieten konnte.
Diese Preissteigerungen sind aller Voraussicht nach von Dauer,
da die globalen Nachfragevolumina weiterhin zunehmen und
auch die Kosten bei der Erkundung und Erschließung von Lager-
stätten der Endlichkeit und Verknappung der Ressourcen wegen
steigen werden. Zudem dürfte auch die künftig zunehmende
wirtschaftliche und politische Abhängigkeit von den – je nach
Rohstoff mitunter sehr wenigen – Abbaustaaten eine anhaltend
preistreibende Wirkung haben. Und beim Eintreten politischer
Umbrüche bzw. manifester Krisen in den Abbauländern (dies

Kohlekraftwerk in der Highveld-Region Südafrikas

Gold Abraumhalden in Gauteng, Südafrika
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wurde während des „Arabischen Frühlings“ vor allem bei Öl und
Gas bereits überaus deutlich) ist angesichts möglicher Versor-
gungsengpässe und der starken Zunahme rein spekulativ moti-
vierter Rohstofftransaktionen gar mit beträchtlichen Volatilitäten
und überaus dramatischen Preisausschlägen nach oben zu rech-
nen. Die Weltbank geht für das Jahr 2025 von Preissteigerungen
im Vergleich zu heute um 20 Prozent bei Basismetallen und
Mineralien, um 25 Prozent bei Energieträgern und um 90 Pro-
zent bei Gold und anderen Edelmetallen aus. In diesem Lichte
sprechen Ökonomen inzwischen auch von einem „Rohstoff-
Super Cycle“, d.h. einem in der Wirtschaftsgeschichte äußerst
seltenen Phänomen, bei dem in der Tendenz stark steigende
Preise bei zahlreichen Rohstoffen über eine Periode von bis zu
35 Jahren andauern können9.

Angesichts dieser prognostizierten Entwicklungstrends sind
die Möglichkeiten der Produzentenländer im Südlichen Afrika,
möglichst hohe Einnahmen mit der Gewinnung und Weiterver-
arbeitung ihrer heimischen Rohstoffe zu erwirtschaften, grund-
sätzlich besser denn je. Im weiteren Verlauf dieses Kapitels
wollen wir einen genaueren Blick auf die geologischen Voraus-
setzungen, ökonomischen Potenziale und maßgeblichen wirt-
schaftlichen Akteure werfen, welche diese Möglichkeiten mit
Blick auf die Region im Einzelnen determinieren bzw. beeinflus-
sen. 

2.1 Ressourcenreichtum der Region

Alle großen Flächenstaaten des Südlichen Afrika sind reichlich
mit natürlichen Ressourcen gesegnet. Aktuellen Statistiken des
SADC-Sekretariats in Gaborone zufolge befinden sich mehr als
50 Prozent der bekannten weltweiten Vorkommen an Vanadium,
Platin und Diamanten in der Region, darüber hinaus reichlich
ein Drittel des gesamten Goldes und gut ein Fünftel des Metalls
Kobalt.10 Die Republik Südafrika zum Beispiel ist eine der wich-
tigsten Heimstätten wertvoller Basis- und Edelmetalle: Auf ihrem
Territorium allein werden gegenwärtig rund drei Viertel allen Pla-
tins, 40 Prozent allen Chroms und je über 15 Prozent der welt-
weit bekannten Gold- und Manganvorräte gefördert. Aber auch
eine ganze Reihe weiterer SADC-Länder nehmen auf den Welt-
ranglisten der Produktion begehrter Ressourcen führende Posi-
tionen ein: allen voran die Demokratische Republik Kongo, die
für die Hälfte der gesamten Kobaltförderung, ein Viertel aller
Industriediamanten, 14 Prozent des Tantals und je drei Prozent
allen Kupfers und Zinns verantwortlich zeichnet; Sambia wird

zurzeit als der fünftwichtigste Produzent von Kobalt und der
sechstwichtigste von Kupfer geführt, und Botswana vereint ein
Fünftel der Diamantenförderung auf sich, während Namibia zu
den vier wichtigsten Uranabbauländern zählt, Tansania eine füh-
rende Stellung unter den Gold- und Nickelproduzenten innehat
und Simbabwe mit dem Marange-Gebiet im Osten des Landes
über eines der vermutlich größten lokalen Diamantenvorkom-
men weltweit verfügt, das das Land demnächst zum führenden
Diamantenproduzenten machen könnte.

Jüngste Entdeckungen beträchtlicher energetischer Rohstoff-
vorkommen dürften die SADC in Zukunft auch bezüglich Erdöl
und Erdgas viel stärker in den Fokus der Verbraucherländer
rücken. Neben dem führenden regionalen Erdölproduzenten
Angola, das der zweitwichtigste afrikanische und der weltweit
achtgrößte Ölexporteur ist und dessen Reserven auf dem gegen-
wärtigen Förderniveau noch für mehr als 20 Jahre reichen, wird
wegen neu entdeckter Erdölreserven in Höhe von 11 Milliarden
Barrel demnächst wohl auch Namibia ein wichtiger Produzent
sein. Laut namibischer Regierung soll bereits bis Ende 2015 die
Förderung aufgenommen werden. Aufgrund eines Ölfeldes mit
einem Vorkommen von mehr als einer Milliarde Barrel nahe des
Albertsees wird zudem auch die DR Kongo im Laufe der nächs-
ten Jahre zu einem nicht unwichtigen Produzentenland avancie-
ren. Und außerordentlich reichhaltige Erdgasfunde vor den
Küsten von Mosambik und Tansania dürften diesen beiden
SADC-Staaten noch in diesem Jahrzehnt zu relevanten Expor-
teuren dieses für die Weltwirtschaft ebenfalls zentralen Energie-
rohstoffs machen, der ähnlich wie die anderen fossilen und
metallischen Ressourcen angesichts des historisch hohen Preis-
niveaus beträchtliche Marktlagengewinne (sogenannte windfall
profits) verspricht.11

2.2. Ökonomisches Potenzial für die Abbauländer

Ähnlich wie auf globaler Ebene hat auch im Südlichen Afrika die
Bedeutung der Rohstoffförderung in den vergangenen Jahren
signifikant zugenommen. Während noch 1995 insgesamt 58
Volkswirtschaften von Entwicklungsländern als „rohstoffgetrie-
ben“ betrachtet wurden, galt dies im Jahr 2011 bereits für 81
Staaten der südlichen Hemisphäre12. Dazu zählen mit Ausnahme
der Republik Südafrika13 sowie der drei Inselstaaten Mauritius,
Madagaskar und den Seychellen alle übrigen Mitgliedsländer der
SADC. Für deren Ökonomien spielen Bodenschätze unangefoch-
ten die zentrale Rolle; die Förderung energetischer, metallischer
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bei aktuellen Preisen auf sage und schreibe 24 Billionen US-Dol-
lar beläuft15.

Neben den Abbauländern selbst profitieren aber vor allem
auch die sogenannten Transnationalen Konzerne (TNCs), die auf
den Ressourcenmärkten involviert und dort von beträchtlichem
wirtschaftlichem Gewicht sind. Diese stecken seit Beginn des
Jahrtausends – nach einer großen Investitionszurückhaltung in
den 1990er Jahren, in denen kaum nennenswerte neue Kapital-
anlagen zu verzeichnen gewesen waren – wieder viel mehr Geld
in den Rohstoffsektor. Dies gilt sowohl für die Erkundung und
Erforschung zusätzlicher Lagerstätten wie auch für die Erweite-
rung bzw. Modernisierung des bereits bestehenden Kapital-
stocks. Es wird für die Region davon ausgegangen, dass im
Durchschnitt ein Drittel der während des vergangenen Jahr-
zehnts verzeichneten, vergleichsweise hohen Zunahme der
jeweiligen BIPs auf wachstumsgenerierende Multiplikatoreffekte
der Investitionen auf die extraktiven Industrien zurückgeht. In
den metallischen und nicht-metallischen Rohstoffsektor inves-
tierte Mittel verzeichneten zwischen 2000 und 2010 eine Ver-
vierfachung (dabei wiesen Eisenerz und Kupfer die mit Abstand
größten Zuwächse auf); insgesamt belief sich ihr Niveau zum
Ende des Jahrzehnts auf nahezu 80 Milliarden US-Dollar pro Jahr.
Und bei den fossilen Energieträgern Erdöl und Erdgas nahmen
die Ausgaben für Exploration und Förderung von 315 Milliarden
US-Dollar in 2007 auf eine knappe halbe Billion US-Dollar in
2011 zu16.

2.3 Maßgebliche Akteure am Markt

Ein Großteil dieser Zunahme der Investitionen geht auf große
private Aktiengesellschaften zurück, die ihren Unternehmenssitz
überwiegend im Ausland haben (vor allem in Nordamerika, in
Ländern der EU, in der Schweiz und Australien). Zudem stam-
men auch die AnteilseignerInnen der TNCs in ihrer großen Mehr-
heit aus den früh industrialisierten Ländern Europas und
Nordamerikas. Mittels sogenannter ausländischer Direktinvestitio-
nen (foreign direct investments/FDI)  transferieren TNCs – die
im Ressourcensektor auch als „Rohstoffmultis“ bezeichnet wer-
den – Kapital in ein Land mit Rohstoffvorkommen, um diese
dort entweder auf der Grundlage eines neu zu gründenden
Tochterunternehmens (green field investments) oder aber durch
den Erwerb von Anteilen an bereits bestehenden Unternehmen
(mergers and acquisitions) zu fördern und zu bewirtschaften.

und nicht-metallischer Rohstoffe steht im Mittelpunkt allen Wirt-
schaftens und determiniert somit weitgehend die wichtigsten
volkswirtschaftlichen Parameter wie das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) und das Wirtschaftswachstum, den Außenhandel und die
Deviseneinnahmen und somit auch die Leistungs- und Zahlungs-
bilanz, das Steueraufkommen sowie letztlich auch den nationa-
len Haushaltsplan. In einigen SADC-Ländern könnte die
Abhängigkeit von Rohstoffen kaum größer sein, da diese tradi-
tionell je nach Konjunktur auf den Ressourcenmärkten für gut
die Hälfte der Staatseinnahmen verantwortlich zeichnen und
mitunter gar bis zu 90 Prozent der öffentlichen Ausgaben finan-
zieren. Häufig vereinigt ein einziger Rohstoff das Gros aller
Exporteinnahmen auf sich. Besonders akzentuiert ist dies seit
jeher in Sambia, wo die Kupferausfuhr bis zu vier Fünftel aller
Ausfuhrerlöse ausmacht14. 

Im Lichte der prognostizierten Marktentwicklungen für Res-
sourcen und deren dominante Rolle für die Volkswirtschaften im
Südlichen Afrika liegt es auf der Hand, dass die Rohstoffförde-
rung in den kommenden Jahren für die Staatskassen der SADC-
Länder teilweise beträchtliche zusätzliche Einnahmepotenziale
eröffnen wird – und zwar in finanziellen Dimensionen, die im
Falle einiger Länder gar den Umfang der gegenwärtigen Staats-
haushalte übersteigen können und auch in einem beachtlichen
Verhältnis zum aktuellen BIP stünden. So geht die Weltbank für
Mosambik bei einer raschen Erschließung der entdeckten Vorräte
bei natürlichem Gas von einem Anstieg der jährlichen Einnah-
men des Fiskus um knapp 10 Milliarden US-Dollar aus – und
so mit etwa der dreifachen Höhe des gesamten aktuellen Etats
des Landes. 

Für Tansania rechnet der IWF ebenfalls mit zusätzlichen Ein-
nahmen in Höhe von mehr als einer Milliarde US-Dollar, was für
das Land etwa 15 Prozent des gesamten ge genwärtigen BIP aus-
machen würde. Bezüglich aller im Blick auf das Südliche Afrika
vorgenommenen Prognosen zu den Rohstoffvorkommen ist
zudem zu berücksichtigen, dass die natürlichen Reichtümer der
Region in aller Regel weit unterschätzt werden, da für die Erfor-
schung und Erkundung von Lagerstätten auf dem afrikanischen
Kontinent generell weitaus weniger Geld – im Vergleich zu füh-
renden Rohstoffexporteuren etwa nur ein Zehntel dessen, was
Australien und Kanada in die Exploration investieren – aufge-
bracht wird. Welch ein immenses Füllhorn die Ressourcen für
Länder darstellen können, die gleich mit einer Vielzahl begehr-
ter Rohstoffe außerordentlich reichhaltig ausgestattet sind, wird
daran deutlich, dass sich der Wert der – bereits entdeckten wie
der vermuteten – Rohstoffvorkommen allein in der DR Kongo
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TNCs sind bereits seit dem 16. Jahrhundert unmittelbarer
Bestandteil des Abbaus metallischer und nicht-metallischer Roh-
stoffe im Südlichen Afrika, und seit der Förderung von Erdöl und
Erdgas sind sie auch in diesen fossilen Sektoren überaus prä-
sent. Ihre herausragende Stellung büßten sie aber mit der begin-
nenden Dekolonisierung zunehmend ein, vor allem aufgrund
weitreichender Verstaatlichungsprogramme in den extraktiven
Branchen, die vor allem in der Öl- und Gasindustrie zur Folge
hatten, dass TNCs weitgehend zurückgedrängt wurden und nur
noch eine Nebenrolle einnahmen. Dies änderte sich dann aber
in Folge der sogenannten Strukturanpassungsprogramme, die
zahlreiche Länder der SADC in Anbetracht hoher Auslandsver-
schuldung auf Geheiß von IWF und Weltbank ab den 1980er
Jahren durchzuführen hatten. So beinhaltete eine der zahlrei-
chen Konditionalitäten für neue Kredite die rasche und weitrei-
chende (Re-)Privatisierung der zuvor in staatliches Eigentum
überführten Rohstoffunternehmen. Dies hatte eine vorüberge-
hende substanzielle Zunahme ausländischer Kapitalströme zur
Folge, aber angesichts der stagnierenden, teilweise gar sinken-
den Rohstoffpreise in den 1990er Jahren kehrte eine regelrechte
Flaute bei den ausländischen Investitionen ein17.

Für den Zeitraum nach der Jahrtausendwende geht mit dem
einsetzenden Boom bei den Rohstoffen aus den Direktinvestiti-
onsstatistiken des jährlich erscheinenden World Investment
Report der Vereinten Nationen im Blick auf das Südliche Afrika
vor allem zweierlei hervor: Zum einen zieht der Rohstoffsektor
nunmehr relativ zum sekundären und tertiären Sektor (wieder)
mit Abstand die meisten ausländischen Kapitalströme auf sich,
zum anderen verzeichnen diese Kapitalströme Zuwächse wie
nie zuvor. Für diese unverkennbaren allgemeinen Entwicklungs-
trends lassen sich aufgrund großer empirischer Lücken bei der
Erfassung bzw. Ausweisung sektoraler Investitionen in der SADC
leider keine detaillierteren Aussagen treffen18.

Zuletzt unterbreitete der eigens auf extraktive Industrien
zugeschnittene World Investment Report aus dem Jahr 2007
einige weiter gehende Informationen zur Bedeutung der TNCs:
Aus dessen teilweise schon zehn Jahre alten Daten, die die aktu-
elle Situation aufgrund des anhaltenden Booms vermutlich
längst unterzeichnen, geht eine beträchtliche Dominanz der
TNCs im Rohstoffsektor des Südlichen Afrika hervor – vor allem
für mineralische Ressourcen im Metallbereich. So hatten TNCs
in 2006 besonders in Tansania, Sambia, Botswana, Namibia,
Südafrika und der DR Kongo einen überragenden Anteil an der
gesamten Produktion inne, der sich je nach Land und Rohstoff
in einem Spektrum von 50 und 100 Prozent bewegte: Während

Streikende Arbeiter vor Lonmin in Marikana, Südafrika

Plakat von Oilwatch anlässlich des COP 17 Gipfels in Durban, 
Südafrika
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den energetischen Rohstoffen hat die weltweite Bedeutung pri-
vater TNCs seit Beginn der 1970er Jahre deutlich abgenommen,
was vor allem auf der Gründung monopolistischer Staatsunter-
nehmen in zahlreichen Ländern mit großen Erdölvorkommen im
Nahen Osten und Lateinamerika beruht20.

Abschließend gilt es in diesem Kapitel noch auf ein ver-
gleichsweise neues Phänomen im Rohstoffsektor hinzuweisen,
das zwar im Südlichen Afrika längst nicht mehr zu übersehen ist,
für das aber kaum offizielle Statistiken vorliegen: die beträchtli-
chen Investitionen asiatischer (Staats-) Konzerne und staatlicher
Investmentfonds – zuvorderst aus der Volksrepublik China, aber
zunehmend auch aus Taiwan – in bereits bestehende heimi-
sche sowie in neue, dann zumeist sehr groß angelegte Rohstoff-
abbauprojekte.

in Tansania, Sambia, Botswana und Namibia eine vollkommene
Abhängigkeit von TNCs bestand, belief sich der ausländische
Produktionsanteil selbst in Südafrika noch auf über 60 Prozent;
im Erdölbereich verzeichnete Angola in 2005 einen ausländi-
schen Anteil an der gesamten Förderung in Höhe von 74 Pro-
zent19. 

Dieses außerordentlich hohe Maß der Konzentration wirt-
schaftlicher Macht – und damit allzu oft auch immensen politi-
schen Einflusses der Rohstoffmultis – spiegelt sich auch in Daten
zur globalen Relevanz der TNCs im Rohstoffbereich (siehe hierzu
auch Schaubild 1): Bei den metallischen und nicht-metallischen
Ressourcen belief sich der Anteil der 10 weltweit größten TNCs
im Jahr 2005 auf etwa 30 Prozent und ein Jahr später bereits auf
33 Prozent der gesamten Produktion; 1995 waren es noch 26
Prozent gewesen. Hierbei handelt es sich um Durchschnittszah-
len über die gesamte Branche; in einigen Bereichen erreichten
die globalen Produktionsanteile der 10 größten TNCs im Jahr
2005 noch weitaus bedenklichere Werte: bei Gold 47 Prozent
(gegenüber 38 Prozent in 1995), bei Eisenerz 52 Prozent
(gegenüber 44 Prozent), bei Kupfer 58 Prozent (gegenüber 51
Prozent) und bei Zink 43 Prozent (gegenüber 38 Prozent). Bei

Schaubild 1: Umsätze von TNCs und BIPs rohstoffreicher Länder im Vergleich
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3. Zentrale Entwicklungshemmnisse

Im Mittelpunkt dieses Kapitels stehen die wesentlichen Gründe
dafür, dass sich der skizzierte Ressourcenreichtum, die außeror-
dentlich günstigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und
die Präsenz der weltweit führenden Rohstoffmultis für die Län-
der bislang nicht etwa als allgemeiner Segen, sondern vielmehr
für das Gros der Menschen in der Region als weitgehend fol-
genlos und für nicht wenige gar eher als nachteilig erwiesen hat.
Hierfür sind eine ganze Reihe von Ursachen anzuführen, die zum
einen langfristig-struktureller oder kurzfristig-situativer Natur sind
und zum anderen auf Faktoren zurückgehen, die im Südlichen
Afrika selbst begründet liegen (endogene Faktoren) oder durch
Wirkungen von außen (exogene Faktoren) bedingt werden. Im
Blick auf einige der zu nennenden Entwicklungshemmnisse spie-
len all diese Faktoren auch zusammen, so dass dieses Kapitel
nachfolgend entlang der jeweiligen Problemanzeigen und nicht
gemäß der obigen Kategorien untergliedert wird.

In der akademischen Entwicklungsforschung wird die Frage,
ob Rohstoffreichtum den Abbauländern im globalen Süden und
ihren Bevölkerungen eher zum Vorteil oder aber zum Nachteil
gereicht, etwa seit den 1990er Jahren unter der Überschrift „Res-
sourcenfluch“ geführt. Zahlreiche Studien21 vertraten die These,
dass eine rohstoffbasierte Entwicklung fast zwangsläufig zu nied-
rigeren gesamtwirtschaftlichen Wachstumsraten und infolgedes-
sen zu ungünstigeren sozio-ökonomischen und letztlich auch
politischen Verhältnissen führen müsste, als wenn den Ländern
keine Bodenschätze zur Ausbeutung zur Verfügung stünden. Im
Mittelpunkt der volkswirtschaftlichen Argumentationszusammen-
hänge zur Begründung dieser These stand die sogenannte Hol-
ländische Krankheit, der zufolge hohe Überschüsse in der
Handels- und Devisenbilanz aufgrund der ausgiebigen Ausfuhr
fossiler oder mineralischer Ressourcen unweigerlich in einer
beträchtlichen Aufwertung der Währung der Exportländer resul-
tiere, was deren internationale Wettbewerbsfähigkeit beträcht-
lich reduzieren sowie andere exportierende Wirtschaftssektoren
in die Rezession und letztlich gar zum Verschwinden bringen
würde. Beobachtet worden war dieses Phänomen zuvor in den
Niederlanden, wo die Erschließung der Erdgasvorkommen in den
1960er Jahre entgegen aller Erwartungen zunächst eher wirt-
schaftliche Nachteile für die holländische Volkswirtschaft mit sich
brachte. Auch wenn diese Wirkungszusammenhänge später
auch für einige Entwicklungsländer auf der Grundlage gesamt-
wirtschaftlicher Parameter empirisch belegt werden konnten,
besteht heute in den Wirtschaftswissenschaften weitgehend
Einigkeit darüber, dass die Plausibilität der These vom unabwend-
baren Ressourcenfluch eher gering ist und vielmehr eine grö-

ßere Zahl an Einflussfaktoren in Betracht gezogen werden muss,
um die durchaus komplexen Zusammenhänge zwischen Roh-
stoffreichtum und Entwicklung adäquat erklären zu können22.

Dieses Kapitel wird nachfolgend auf insgesamt drei überge-
ordnete Ursachen eingehen, die in erster Linie dafür verantwort-
lich zu machen sind, dass der natürliche Reichtum sich bislang
nicht in Entwicklungsfortschritten für die Bevölkerungen in den
SADC-Ländern niedergeschlagen hat. Neben diesen zentralen
Entwicklungshemmnissen sollen zudem die zum Teil skandalö-
sen Begleit- und Folgeerscheinungen Erwähnung finden, die in
den Abbau- und Förderregionen im Zusammenhang von Roh-
stoffaktivitäten zu beklagen sind. Denn allzu oft wird bei der
Beschäftigung mit der Problematik zentraler Entwicklungshemm-
nisse allein oder zuvorderst auf rein quantitative Parameter wie
den Beitrag des Ressourcensektors zum Wachstum des BIP, zu
den Devisen- und den Staatseinnahmen fokussiert, während die
hinter diesen Ziffern stehenden Umstände bei der Förderung
der Bodenschätze – etwa in Bezug auf die Menschenrechte und
die Umweltsituation – in der politischen Diskussion um die
Zukunft der Rohstoffmärkte vor allem bei uns in Deutschland
und Europa in aller Regel nur eine nachgeordnete Rolle spielen.

3.1 Mangelnde Einbindung in die 
Gesamtwirtschaft 

Ein ebenso elementares wie wirtschaftsgeschichtlich genuines
Manko stellt der Enklavencharakter des Rohstoffsektors dar, d.h.
seine im Blick auf die Gesamtwirtschaft weitgehend isolierte Stel-
lung. Ausschlaggebend hierfür ist die äußerst geringe wirtschaft-
liche Wertschöpfung, die in den Abbauländern des Südlichen
Afrika im Blick auf die geförderten Bodenschätze zu konstatieren
ist: Gleichwohl der Abbau von fossilen und mineralischen Roh-
stoffen im nationalökonomischen Kontext eindeutig im Zentrum
steht, ist der Rohstoffsektor oftmals nur rudimentär entwickelt
und weist eine äußerst geringe Fertigungstiefe auf, also den
Anteil der Eigenfertigung bei der Endproduktherstellung entlang
der gesamten Wertschöpfungskette. Es existieren in aller Regel
nur ganz wenige der Ausbeutung der Ressourcen vor- bzw. nach-
gelagerte Produktionsstufen. Die Wirtschaftswissenschaften
bezeichnen dieses Phänomen als Mangel an Vorwärts- und
Rückwärtsintegration, da weder für den Abbau der Bodenschätze
notwendige Vorprodukte oder Vorleistungen über die heimische
Wirtschaft bezogen werden noch die gewonnenen Rohstoffe im
Land selbst substanziell weiterverarbeitet werden können. 
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Für eine solche horizontale Diversifikation der heimischen
Ökonomien fehlt es aber zumeist an einer die binnenwirtschaft-
liche Arbeitsteilung befördernden Infrastruktur. Zudem mangelt
es an den „Wirtschaftssubjekten“ (privaten oder staatlichen
Unternehmen), die bereit und in der Lage wären, zur Überwin-
dung der rohstoffbasierten Monostruktur der Ökonomien beizu-
tragen. Diese ist charakterisiert durch eine doppelte Abhängigkeit
von der Einfuhr der Vorprodukte und des Know-hows zur Förde-
rung der Bodenschätze einerseits und von der Ausfuhr der natür-
lichen Rohstoffe in weitgehend unverarbeiteter Form anderer-
seits. Stattdessen gilt es den Rohstoffsektor fortan als Motor für
eine ebenso diversifizierte wie eigenständige, d.h. sich selbst tra-
gende Entwicklung der jeweiligen Binnenmärkte zu nutzen.

Infolge der weltweit gestiegenen Nachfrage und Preise hatte
der Rohstoffsektor im Südlichen Afrika in den vergangenen Jah-
ren hohe Wachstumsraten zu verzeichnen. Dies spiegelte sich
letztlich auch signifikant in der Zunahme der jeweiligen (gesamt-
wirtschaftlichen) BIPs. Aber bei diesem Wachstum handelt es
sich allein um ein quantitatives und eben nicht um ein qualita-
tives bzw. „inklusives“: Weder vor- und nachgelagerte Produkti-
onsstufen innerhalb des Primären Sektors noch der Sekundäre
und Tertiäre Sektor haben an ihm teil, so dass von den Rohstof-
fen keine nennenswerten „Multiplikator“- und „Spill-Over“-Effekte
ausgehen, welche die regionalen Ökonomien insgesamt bele-
ben könnten. Somit liegt auch kaum ein Anreiz vor, die vor allem
wegen der starken Zunahme der Rohstoffpreise in den letzten
Jahren außerordentlich hohen Windfall-Profite in eine Diversifi-
kation der Wertschöpfungskette innerhalb des Rohstoffsektors
sowie der Volkswirtschaften insgesamt zu reinvestieren. Vielmehr
fließen die Gewinne häufig als Geldanlagen in Investmentfonds,
die bei europäischen oder US-amerikanischen Banken gehalten
werden, oder aber in den Import von Konsumgütern, die eigent-
lich auch in der Region selbst produziert werden könnten. 

Aus diesen Gründen kommt das eigentliche entwicklungs-
politische Potenzial des Rohstoffsektors so gut wie gar nicht zum
Tragen. Ein gut funktionierender und in die jeweiligen nationalen
Wirtschaftskreisläufe eingebetteter Rohstoffsektor könnte, wie
dies etwa in den ebenfalls rohstoff-basierten Ökonomien Aust-
raliens, Kanadas und Norwegens der Fall ist, den Aufbau von
Infrastruktur und sekundären Wirtschaftssektoren befördern und
somit eine Basis für ein wirklich organisches Wirtschaftswachs-
tum liefern, wodurch sich vor allem auch die in der Region so
dringend benötigte Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplät-
zen, insbesondere in der Zuliefer- und Weiterverarbeitungs-
sowie Veredelungsindustrie, begünstigen ließe23.

Obwohl die Förderung von Rohstoffen ihrem Wesen nach
äußerst kapital- und weitaus weniger beschäftigungsintensiv ist,
muss die Beschäftigungswirkung des Rohstoffsektors im Südli-
chen Afrika im Vergleich etwa zu lateinamerikanischen Verhältnis-
sen als relativ und hinsichtlich der Anzahl der Arbeitsplätze in
der SADC auch absolut als vergleichsweise gering erachtet wer-
den. So beklagt etwa das Africa Progress Panel (APP) im Africa
Progress Report 2013, dass trotz des bereits über ein Jahrzehnt
andauernden Booms bei den natürlichen Ressourcen im Roh-
stoffsektor ein jobless growth, d.h. ein Wachstum ohne Arbeits-
plätze festgestellt werden müsse. Auf diesem Hintergrund
dürften die vom World Investment Report 2007 der Vereinten
Nationen genannten Daten für Botswana, das wegen seiner Roh-
stoffpolitik immerhin als „Vorzeigeland“ des Südlichen Afrika
gerühmt wird, auch heute noch zutreffend und zudem auch in
für das gesamte Südliche Afrika repräsentativer Weise die
Beschäftigungsdimension und -verhältnisse im Rohstoffsektor
wiedergeben: Während die Minenindustrie Botswanas (überwie-
gend Diamantenbergbau) im Jahr 2007 einen Anteil von 40
Prozent am BIP, von 90 Prozent an allen Exporten und von mehr
als der Hälfte an allen Staatseinnahmen ausmachte, zählte sie
lediglich gerade einmal drei Prozent der landesweit Beschäftig-
ten. Zusätzlich zum Enklavencharakter des Rohstoffsektors ist
dessen geringe Beschäftigungswirkung darüber hinaus auch
dem in der Regel vergleichsweise hohen Anteil an ausländischen
Arbeitskräften zuzuschreiben, die von Rohstoffmultis  zu Tochter-
unternehmen in den Abbauländern entsandt oder von heimi-
schen Unternehmen ins Land geholt werden oft aufgrund des
Mangels an mit modernen ausländischen Abbautechnologien
oder Managementpraktiken vertrauten oder für diese hinrei-
chend qualifizierten heimischen Arbeitskräften24. 
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Einen ausgedehnteren Exkurs verdient an dieser Stelle der
Aspekt der Bedeutung der Beschäftigungssituation und -wir-
kung im sogenannten artisanalen Bergbau des Südlichen
Afrika, der in Europa und Nordamerika vermutlich vor allem
wegen der Fokussierung auf die TNCs und ihre zumeist
hochmodernen Direktinvestitionen nicht hinreichend in
Betracht genommen wird. Unter artisanalem oder auch
Kleinbergbau wird die Gewinnung von mineralischen Roh-
stoffen mit vornehmlich manuellen Methoden verstanden.
Es wird davon ausgegangen, dass allein in Subsahara-Afrika
ungefähr acht Millionen Menschen permanent im Kleinberg-
bau arbeiten und damit 45 Millionen Menschen zu (über-)
leben versuchen. Der industrielle Bergbau beschäftigte zur
Jahrtausendwende weltweit etwa sieben Millionen Men-
schen. Gerade angesichts des gegenwärtigen Rohstoff-
booms ist der Kleinbergbau einer der in Afrika am
schnellsten wachsenden und mit den größten Beschäfti-
gungszuwachs generierenden Wirtschaftszweige. Im Unter-
schied zum von den TNCs dominierten Abbau ist er wenig
kapitalintensiv (zumeist reichen einfache bergmännische
Handwerkzeuge wie z.B. Spitzhacken) und zugleich weitaus
beschäftigungsintensiver, da er vor allem nachgelagert zahl-
reiche direkte und indirekte Beschäftigungsmöglichkeiten
bereithält und so über die Schaffung lokaler Kaufkraft wie-
derum in anderen Wirtschaftszweigen Nachfrage schafft.
Besonders verbreitet ist der Kleinbergbau bei der Förderung
von Gold, Diamanten, Silber und zunehmend auch Koltan
und Kobalt, die je nach Mächtigkeit der Deckschicht entwe-
der im Tagebau oder im tagesnahen Untertagebau gewon-
nen werden. 

In der Demokratischen Republik Kongo ist der artisanale
Bergbau inzwischen zum wichtigsten Wirtschaftszweig zur
Sicherung des Lebensunterhalts der Bevölkerung in den
Bergbauregionen geworden; nach Schätzungen der Welt-
bank waren bereits im Jahr 2008 insgesamt 16 Prozent der
Gesamtbevölkerung von knapp 75 Millionen direkt oder indi-
rekt in den Kleinbergbau involviert. Diese Zahl unterstreicht
die tatsächliche Bedeutung für das an Bodenschätzen über-
aus reiche Land, da gerade in den von anhaltenden gewalt-
samen Auseinandersetzungen geplagten Provinzen Nord-
und Süd-Kivu im Osten des Landes die Arbeit im Kleinberg-

bau mittlerweile für die dortige Bevölkerung die wichtigste
Einkommensquelle darstellen dürfte.

Aber auch in zahlreichen weiteren SADC-Ländern erfährt
der Kleinbergbau derzeit eine beträchtliche Ausweitung; dies
gilt einer Untersuchung der Weltbank zufolge insbesondere
für Tansania, wo inzwischen über 620.000 Menschen ihr
Auskommen vor allem im Goldbergbau suchen, sowie
zudem für die reichhaltigen Diamantenfelder von Marange
im Distrikt Chiadzwa im Osten Simbabwes. Eine Besonder-
heit in der DR Kongo ist ein vergleichsweise hoher Anteil
von Frauen an den im Kleinbergbau Beschäftigten von
angeblich 50 Prozent. Einer Feldstudie zum Kongo zufolge
wirft die Arbeit im Kleinbergbau dort in aller Regel zu wenig
ab, um für das Gros der Beschäftigten einen nachhaltigen
Ausweg aus der Armut zu bedeuten. In Simbabwe hingegen
vermochte der Kleinbergbau im Chiadzwa in der Grenzre-
gion zu Mosambik durchaus die allgemeinen Lebensbedin-
gungen der lokalen Bevölkerung zu verbessern: Ohne
Ackerbau und Viehzucht vollkommen aufzugeben, haben
die Menschen dort mithilfe der Einnahmen aus dem Dia-
mantenabbau beispielsweise ihre Häuser vergrößern und
besser ausstatten können, so dass sie heute deutlich besser
dastehen als viele, die in angrenzenden Distrikten leben.
Indes sind die Arbeitsbedingungen im Kleinbergbau fast
durchgängig ziemlich schlecht, und aufgrund fehlender tech-
nischer Ausrüstung und mangelnder Ausbildung im Umgang
mit gefährlichen chemischen Substanzen wie Quecksilber
sind die Umweltfolgen ebenfalls allzu oft fatal25. 
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Eine wichtige Ursache für den geringen Grad an volkswirt-
schaftlicher Diversifikation in den rohstoffbasierten SADC-Län-
dern liegt zweifelsohne in der Ausgestaltung des internationalen
Handels- und Investitions(schutz)rechts, das einer nationalen
Politik zum gezielten Aufbau einer diversifizierten Wirtschafts-
struktur inzwischen überwiegend entgegensteht: Denn im Unter-
schied zur Ära der keynesianisch geprägten Ausgestaltung der
internationalen Handels- und Investitionspolitik, als es Ländern
des Südens etwa im Rahmen der Strategie der „Importsubstitu-
tionsindustrialisierung“ noch möglich war, TNCs durch hohe Zölle
auf ausländische Produkte praktisch zur Aufnahme der Produk-
tion auf den heimischen Märkten zu zwingen und dadurch eine
diversifizierte Binnenwirtschaftsstruktur zu erlangen, macht der
heute vorherrschende neoliberale, auf unbedingten Freihandel
ausgerichtete Ordnungsrahmen für den Welthandel es etwa
unmöglich, mittels so genannter Local Content-Vorschriften TNCs
dazu zu verpflichten, einen bestimmten Anteil ihrer Vorleistungen
in dem Gastland selbst zu beziehen. Zugleich macht die macht-
politische Asymmetrie zwischen Nord und Süd, die sowohl in
den Verträgen der WTO und in immer stärkerem Maße auch in
bilateralen Abkommen wie etwa den geplanten Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen EPAs zwischen der EU und dem Südli-
chen Afrika zum Ausdruck gelangt, aber freihandelswidrige
Benachteiligungen der Länder des globalen Südens möglich.
So beispielsweise dadurch, dass im Rahmen der sogenannten
Zolleskalation die Einfuhrzölle für natürliche Ressourcen so
gestaffelt werden, dass sie proportional zum Grad der Weiter-
verarbeitung in den Abbauländern steigen. Dies ermöglicht es
den übermächtigen Ländern des globalen Nordens, ihr Interesse
an Wertschöpfung und Arbeitsplätzen in ihren eigenen Volkswirt-
schaften zu Lasten der wirtschaftlichen Entwicklung in den Roh-
stoffabbauländern durchzusetzen. 

Zudem fehlt es in den Abbauländern des Südlichen Afrika
häufig auch an den grundlegenden politischen, institutionellen
und gesetzlichen Voraussetzungen zur vorteilhaften Nutzung der
eigenen Bodenschätze. So existieren oftmals keine wirklich kon-
sistenten und kohärenten Konzepte und -strategien zur Entwick-
lung des nationalen Rohstoffsektors; darüber hinaus sind die
staatlichen Institutionen in weitgehender Ermangelung transpa-
renter rechtlicher und institutioneller Rahmenbedingungen sowie
ausreichend qualifizierten Personals nicht selten weder politisch
noch technisch in der Lage, den Rohstoffsektor und seine Akti-
vitäten von der Exploration bis hin zum Abbau mittels einer wirk-
samen, entwicklungsorientierten Ordnungs- und Prozesspolitik
zu steuern und die Marktakteure zu beaufsichtigen und notfalls

auch zu sanktionieren. In Anbetracht des Zusammenspiels von
schwachen staatlichen Institutionen, unzureichenden gesetzli-
chen Bestimmungen und einer Administration, in der fehlende
technische Kapazitäten, ineffiziente Bearbeitungsprozesse und
lange Bearbeitungszeiten an der Tagesordnung sind auf der
einen und den weltweit tätigen Rohstoffmultis mit ihren ebenso
versierten wie gewieften Expertenstäben auf der anderen Seite
begegnen sich die je nationalen Politiken und die internationa-
len Konzerne nicht auf gleicher Augenhöhe – mit der Folge, dass
auch auf den Rohstoffmärkten im Südlichen Afrika selbst am
Ende in der Regel die Interessen der TNCs die Oberhand gewin-
nen. Dies gilt im Übrigen oftmals auch dann, wenn die regula-
torischen Voraussetzungen für die Nutzung des Rohstoffreich-
tums zum Wohle der Allgemeinheit durchaus existieren (wie z.B.
in Namibia oder Südafrika). In Anbetracht des nicht existierenden
„level playing field“ und der Korruptionsanfälligkeit der nationa-
len Eliten mangelt es dann in der Regel vor allem an einer ent-
schiedenen Implementierung durch die Politik. 

Schließlich darf nicht unerwähnt bleiben, dass die Interes-
sen der Länder des Südlichen Afrika im Sinne einer erfolgreichen
Entwicklung ihrer Rohstoffsektoren mitunter unzureichend wahr-
genommen bzw. vertreten werden, da die politische Klasse in
den Abbauländern sich gewissermaßen auf dem Rohstoffen
eigenen „Rentencharakter“ ausruht, der allein aufgrund der struk-
turell bedingten Knappheitslage bei Bodenschätzen beträchtli-
chen Wohlstand gewährleistet – und zwar ohne dass es einer
Eigenleistung durch den produktiven Einsatz der Rohstoffe
bedürfte. Dadurch drohen oftmals alle sonstigen Bemühungen,
die nationale Ökonomie zu diversifizieren, zu scheitern, weil die
nationalen Eliten häufig der Versuchung erliegen, nur noch Kon-
zessionen für mineralische Ressourcen kontrollieren, verpach-
ten oder verkaufen zu wollen. Denn derart lässt sich für sie selbst
schneller Geld verdienen als durch die (Weiter-)Entwicklung
etwa der Landwirtschaft oder des Dienstleistungssektors. Diese
Problematik der übermäßigen Abhängigkeit von Rohstoffen und
der Vernachlässigung der Diversifikation kann nicht genug hervor-
gehoben werden, denn die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass
die am wenigsten diversifizierten Volkswirtschaften die der roh-
stoffreichen Länder sind – wobei Botswana und Südafrika in die-
ser Hinsicht eine Ausnahme bilden –, und politische Strategien,
um aus dem Rohstoffreichtum Perspektiven für die Mehrheit der
Menschen in ihren Ländern zu entwickeln, bisher nicht in Sicht
sind26. 
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Reichhaltige Rohstoffvorkommen allein sind somit keines-
wegs eine substanzielle Triebfeder für gelingende sozioökonomi-
sche Entwicklung. Sicher stellt dieses „natürliche Kapital“ eine
notwendige, unverzichtbare Voraussetzung für jedwede künftige
Entwicklungsfortschritte dar; hinreichend ist es aber keineswegs,
da es zu dessen sinnvoller Verwendung zudem auch noch des
entsprechenden „Humankapitals“ (d.h. menschlicher Fähigkeiten
und Fertigkeiten aufgrund eines guten Bildungssystems), des
„produzierten Kapitals“ (Maschinen, Werkzeuge, Infrastruktur
usw.) und eben auch des „institutionellen Kapitals“ in Form eines
effizienten Rechtssystems und handlungsfähiger politischer Insti-
tutionen bedarf. 

3.2 Einnahmeverluste für den Staatshaushalt

Neben der geringen Diversifikation und Beschäftigungswirkung
des Rohstoffsektors stellen geringe Einnahmen der öffentlichen
Hand durch den Rohstoffsektor ein weiteres Entwicklungshemm-
nis dar. Denn damit bleiben den Regierungen, die nicht zuletzt
ihrer beträchtlichen Auslandsverschuldung und den daraus resul-
tierenden, in Relation zum Einnahmebudget teilweise außeror-
dentlich hohen Schuldendienstverpflichtungen allesamt ohnehin
schon sehr knapp bei Kasse sind, finanzielle Handlungsspiel-
räume in mitunter beträchtlicher Größenordnung vorenthalten,
die potenziell zur Förderung von Entwicklung in die nationalen
Wirtschaftskreisläufe investiert oder für sozialpolitische Pro-
gramme zu Gunsten der zahlreichen Bedürftigen aufgewendet
werden und damit der gesamten Bevölkerung zu Nutzen sein
könnten. Diese Einbußen für die öffentlichen Finanzen ergeben
sich im Hinblick auf den in erster Linie auf der Grundlage von
Steuern und Abgaben (v.a. Körperschaft- und Ertragssteuern,
Quellensteuer, Lizenzgebühren für Minen oder Erdöl- bzw. Erd-
gasfelder, Rohstoffförderabgaben, Exportzölle), wobei die Min-
dereinnahmen bei den Staatseinkünften zuvorderst auf zu
Ungunsten des Fiskus in den SADC-Ländern und zum Vorteil der
Rohstoffmultis sowie korrupter heimischer Staatsangestellter
oder Politiker abgeschlossene Schürflizenzen sowie aggressive
Steuervermeidungsstrategien der TNCs, die sich mitunter kaum
noch vom Tatbestand des Steuerbetrugs unterscheiden lassen,
zurückgehen. 

Dass einem Großteil der Menschen auf diese Weise die Teil-
habe an den natürlichen Reichtümern ihrer Länder vorenthalten
werden kann, ist vor allem durch das hohe Maß an Intransparenz
hinsichtlich nahezu aller äußeren Begebenheiten und konkreten

Vorgänge zu erklären: Die Bevölkerungen in den SADC-Ländern
haben in aller Regel keinerlei Zugang zu Informationen über den
Abbau und die sonstigen ökonomischen Transaktionen mit ihren
Rohstoffen; und dieser Mangel an Offenheit, Durchsichtigkeit
und Nachvollziehbarkeit bleibt nicht etwa nur auf Vertragsver-
handlungen über die Nutzung der heimischen Bodenschätze,
die von der heimischen politischen Klasse ohne vorherige Kon-
sultation der Zivilgesellschaft hinter verschlossenen Türen mit
den TNCs geführt werden, beschränkt, sondern erstreckt sich
nach Abschluss dieser Geheimverhandlungen zumeist auch auf
die Verträge selbst, so dass die Bevölkerung keine Möglichkeit
hat, diese sorgfältig zu prüfen. Darüber hinaus ist es im über-
wiegenden Teil des Südlichen Afrika bis heute überaus schwie-
rig, halbwegs umfassende, detaillierte und valide Informationen
zu wichtigen ökonomischen, rechtlichen, ökologischen und
sozialen Teilaspekten der Wertschöpfungsketten im Rohstoffsek-
tor zu erlangen: Entdeckte und vermutete Bodenschatzvorkom-
men, Standorte künftig auszubeutender Lagerstätten, tatsächlich
abgebaute bzw. geförderte Produktionsvolumina, Ausfuhrmen-
gen und Ausfuhrpreise, die Umwelt betreffende Ausführungsbe-
stimmungen des Bergrechts im Fall der Stilllegung oder
Schließung von Minen, Standards und Vereinbarungen zur gesell-
schaftlichen Verantwortung von Unternehmen (Corporate Social
Responsibility, CSR) usw. bleiben somit zumeist komplett im
Dunkeln, so dass sich kaum jemand ein realistisches Bild davon
zu machen vermag, was die reichhaltigen Bodenschätze eigent-
lich an Einnahmen für die Staatshaushalte ihrer Länder und
damit an Nutzen für ihre Bevölkerungen bereithalten müssten.
Aus diesem Mangel an Transparenz resultiert zum einen unwei-
gerlich die Unmöglichkeit effizienter politischer Teilhabe seitens
der Zivilgesellschaft, zum anderen hat sie zur Folge, dass keiner-
lei Rechenschaft abgelegt werden muss über das staatliche und
unternehmerische Handeln im Rohstoffsektor. Diese Vorausset-
zungen öffnen der Misswirtschaft und anderen Missständen Tür
und Tor. 

Aufgrund der sich normalerweise in einer Grauzone zwischen
Legalität und Illegalität bewegenden, mitunter aber auch nur als
hochkriminell zu bezeichnenden Praktiken, die eine Minderung
der Staatseinnahmen aus den Transaktionen des Rohstoff-
sektors zu Folge haben, ist die Höhe der für die öffentlichen
Haushalte verlorenen bzw. diesen gestohlenen Gelder verständ-
licherweise nicht zu beziffern. Der bereits zuvor zitierte Bericht
des renommierten APP erwähnt ebenfalls nur, „dass die in Rede
stehenden Summen oftmals im Verhältnis zu den Staatshaus-
halten sehr groß sind“27. Ebenso wenig in Frage steht für die
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AutorInnen des Berichts, dass schwache Staatlichkeit und
schlechte Regierungsführung in den Ländern des Südens einer-
seits und ein außerordentlich undurchsichtiges Geschäftsgeba-
ren seitens vieler TNCs andererseits gleichermaßen proaktiv dazu
beitragen, dass öffentlicher Reichtum rechtswidrig auf private
Bankkonten umgeleitet wird.

Ein Paradebeispiel für jedwede Form von Misswirtschaft im
Rohstoffsektor ist die DR Kongo. Dort wurde vor wenigen Jahren
im Anschluss an öffentlichen Protest gegen einige die Rohstoff-
multis sowie heimische Politiker und Staatsangestellte allzu
offensichtlich begünstigende Förderverträge eine Regierungs-
kommission gebildet, die sämtliche der zwischen 2003 und
2006 abgeschlossenen Bergbaukontrakte überprüfte – mit dem
Ergebnis, dass alle insgesamt 61 geprüften Verträge als inakzep-
tabel bewertet wurden, da sie den ausländischen Investoren
überaus hohe Mitnahme-Gewinne garantierten und für den kon-
golesischen Fiskus entsprechend hohe Einnahmeverluste bedeu-
teten. Die Kommission empfahl auf diesem Hintergrund, 39
Kontrakte neu zu verhandeln und die übrigen 21 umgehend auf-
zukündigen28.

Trotz dieser für die Regierung der DR Kongo unter Joseph
Kabila überaus beschämenden, weltweit beachteten Vorkomm-
nisse wurde aber offensichtlich nicht entschieden gegen
Bestechlichkeit, Bestechung, Vorteilsannahme und Vorteilsge-
währung vorgegangen. Denn wie eine dem APP zuarbeitende
Gruppe von Finanzfachleuten ans Licht brachte, kosteten allein
fünf von der im Staatsbesitz befindlichen Rohstoffhandelsfirma
„Gécamines“ zwischen 2010 und 2012 abgeschlossene Verträge
über die Vergabe von Konzessionen zur Rohstoffförderung an
ausländische Firmen den Staatshaushalt in diesen drei Haus-
haltsjahren Einnahmeverluste in Höhe von insgesamt 1,36 Mil-
liarden US-Dollar. Ursächlich hierfür war die weit unter Wert
erfolgte Vergabe von Konzessionen ohne öffentliche Ausschrei-
bung gewissermaßen unter der Hand an zumeist auf den Briti-
schen Jungferninseln in der Karibik beheimatete Unternehmen.
Im Durchschnitt aller fünf kritisch geprüften „Deals“ wurden die
Konzessionen zu einem Sechstel des bei einem Verkauf über
den Markt zu erzielenden Preises verscherbelt; statt Einnahmen
aus diesen sogenannten Royalities in Höhe von 1,63 Milliarden
US-Dollar standen letztlich für den Staatshaushalt nur 275 Mil-
lionen zu Buche. Für die ausländischen Käufer, die auf den Han-
del mit Konzessionen spezialisiert sind und diese anschließend
an Rohstoffmultis weiterverkauften, belief sich der Profit im
Schnitt auf sage und schreibe 512 Prozent; einer der fünf Ver-
träge warf für den Investor gar eine Rendite von schier unglaub-

Demonstration am Rande des Alternative Mining Indaba 2014 in
Ndola, Sambia

Groundwork Anti-Kohle Kampagne
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lichen 980 Prozent ab. Wie hoch die sogenannten signature
bonuses auf kongolesischer Seite waren und von wem die Ini-
tiative für diese die Allgemeinheit schädigenden Geschäfte aus-
ging, war für die Finanzexperten nicht zu ermitteln.

Die Gesamtverluste aller fünf überprüften Verträge machten
beinahe das Doppelte der im kongolesischen Staatshaushaushalt
von 2012 ausgewiesenen Gesamtausgaben für Gesundheit und
Erziehung aus – und dies wohlgemerkt in einem Land, das laut
dem jüngsten Bericht der Vereinten Nationen zur menschlichen
Entwicklung  gemeinsam mit Niger den weltweit niedrigsten
Index menschlicher Entwicklung aufweist.29

Über diese immensen kleptokratischen Betrügereien etwa
bei Schürfkonzessionen und Unternehmensbilanzen hinaus, die
im Übrigen in der ganzen Region und nicht allein in der DR
Kongo an der Tagesordnung sind, sind die SADC-Staatshaushalte
auch im Blick auf die Steuereinnahmen aus dem Rohstoffsektor
mit Mindereinnahmen konfrontiert. Auch deren Umfang lässt
sich aufgrund der Komplexität der rohstoffbezogenen Steuerre-
gime kaum quantifizieren; er dürfte sich aber ebenfalls auf eine
für die SADC-Länder volkswirtschaftlich überaus bedeutsame
Größenordnung belaufen, da die Experten des APP „überwälti-
gende Beweise für eine system(at)ische Unterbesteuerung“ im
Rohstoffsektor ausmachen konnten. 

Diese Unterbesteuerung nahm bereits in den 1990er Jah-
ren ihren Anfang, als alle Abbauländer im Südlichen Afrika im
Anschluss an die weitreichenden Privatisierungen aufgrund der
schleppenden Konjunktur bei Bodenschätzen sowie einer oft-
mals überalterter Infrastrukturen große Schwierigkeiten hatten,
Investitionen ausländischer Rohstoffunternehmen in ihren Län-
dern anzuziehen. Auf diesem Hintergrund wetteiferten die
Abbauländer des globalen Südens weltweit um die Rohstoffmul-
tis, und diesbezüglich erwiesen sich außerordentlich niedrige
Steuersätze auf Gewinne oder gar langjährige Steuerbefreiun-
gen (tax holidays), überaus großzügige Abschreibungsmöglich-
keiten, marginale Einfuhr- und Ausfuhrsteuern sowie die
steuerrechtliche Abwicklung der Geschäfte über in Steueroasen
ansässige „Briefkastenfirmen“ als überaus probate Mittel. Viele
dieser Arrangements, die die TNCs nach Ansicht des World
Investment Report der Vereinten Nationen über die Maßen
begünstigten und zudem ohne jede Rücksicht auf die längerfris-
tigen Entwicklungserfordernisse der Länder vereinbart worden
waren, gelten trotz der fundamental veränderten globalen Rah-
menbedingungen in der Rohstoffbranche und der inzwischen
durchweg hervorragenden Ertragslage bei den TNCs mitunter
unverändert weiter30. 

Zudem wird deutlich, dass auch die TNCs selbst oftmals alles
in ihrer Macht Stehende tun, um ertragsbezogene Kenngrößen
bzw. Parameter klein zu rechnen und derart Gewinne am Fiskus
vorbei zu schleusen. Mittels extrem verschachtelter Steuerumge-
hungstechniken, vor allem der sogenannten Transferpreismani-
pulationen und sonstiger Gewinnverschiebungspraktiken, denen
die heimischen Steuerbehörden selbst bei entsprechendem Wil-
len in Ermangelung ausreichender fachlichen Voraussetzungen
normalerweise nichts entgegen zu setzen haben, gehen eben-
falls Staatseinnahmen in beträchtlicher Höhe verloren. Der APP
benennt für den Zeitraum von 2008 bis 2010 im Blick auf das
gesamte Subsahara-Afrika staatliche Einnahmeverluste aufgrund
von Transferpreismanipulationen (mispricing) ausländischer
Unter nehmen in Höhe von durchschnittlich 38,4 Milliarden US-
Dollar pro Jahr. Dieser Fehlbetrag, der vor allem auf Transferpreis-
manipulationen bei Rohstoffen zurückgeführt wird, liegt
geringfügig über der Gesamtsumme an Entwicklungshilfe, die
die afrikanischen Länder südlich der Sahara im gleichen Zeit-
raum erhalten haben31.

Am Kupferbergbau in Sambia soll hier nun beispielhaft ver-
anschaulicht werden, dass die Steuerumgehung vielen Rohstoff-
multis als Geschäftsmodell dient. Zahlreiche offizielle Berichte
zeigen eindeutig, dass die Steuereinnahmen, die der sambische
Fiskus aus den Bergbauaktivitäten der TNCs verzeichnet, in
einem krassen Missverhältnis zu den ausgewiesenen Umsätzen
der ausländischen Unternehmen stehen. So konnte nachgewie-
sen werden, dass die ungefähr 500.000 in den Minen des sam-
bischen Kupfergürtels tätigen Bergleute, deren Löhne mitunter
nicht ausreichen, um ihren Familien ein würdiges Auskommen
zu garantieren, zwischen 2005 und 2009 einer höheren Steu-
erlast unterlagen als die Rohstoffmultis mit ihren Milliardengewin-
nen. Berechnungen des IWF zufolge belaufen sich die weltweit
üblichen effektiven Steuersätze im Bergbau auf zwischen 45
und 65 Prozent. Sambias Kupferexporte im Jahr 2011 betrugen
insgesamt 10 Milliarden US-Dollar; davon verblieben dem sam-
bischen Fiskus alles in allem 240 Millionen – und damit nur 2,4
Prozent des Ausfuhrwerts. Wie gravierend nachteilig sich das
Umgehen der Steuerverantwortung durch die TNCs im Einzelfall
auswirken kann, lässt ein Fall aus dem Jahr 2008 deutlich wer-
den. Zu diesem Zeitpunkt beauftragten die sambischen Steuer-
behörden die internationalen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
Grant Thornton und Econ Pöyri, eine umfassende Untersuchung
einiger im Land tätigen Bergbauunternehmen vorzunehmen –
darunter auch bei der Mopani Copper Mines, eine vom Schwei-
zerischen Rohstoffriesen Glencore Xstrata kontrollierte Bergbau-
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der Rohstoffsektor die bevorzugte und zentrale Basis für diese
betrügerischen Transaktionen darstellt. Im Blick auf die SADC-
Länder gehen AfDB und GFI davon aus, dass deren regionaler
Anteil an den Einnahmeverlusten allein infolge der amtlich nir-
gends registrierten Transaktionen (unrecorded capital outflows)
27 Prozent beträgt, was einer Summe von 370 Milliarden US-
Dollar gleichkommt34.

Hieraus wird deutlich, dass das seit Beginn des Jahrtausends
aufgrund des globalen Ressourcenbooms in den Volkswirtschaf-
ten des Südlichen Afrika zu verzeichnende Wachstum der Roh-
stoffsektoren zum allergrößten Teil den großen Rohstoffmultis
sowie einer je kleinen nationalen Elite zugutegekommen ist,
ohne dass sich an dem gravierenden Problem der „öffentlichen
Armut“ in den SADC-Ländern nicht zuletzt aufgrund der geringen
Staatseinnahmen aus dem Rohstoffsektor wegen nichts änderte.
Während die regionalen Eliten sich mittels legaler wie illegaler
Geschäfte mit Bodenschätzen weiter zu bereichern wussten,
schlug sich der Boom folglich auch nicht oder allenfalls weit
unterproportional in der Zunahme von Maßnahmen zur Bekämp-
fung der „privaten Armut“ und somit zugunsten der zahllosen
von Not und Elend Betroffenen in der Region nieder. Derart
konnte sich die soziale Kluft im Südlichen Afrika, die im weltwei-
ten Vergleich bereits ohnehin extrem groß ist, noch weiter ver-
breitern. Der schon mehrfach zitierte Bericht des APP
veranschaulicht dies in Schaubild 3 und identifiziert sie als das
größte Problem des Kontinents, das nur dann zu beheben sein
wird, wenn es künftig gelingt, die Bevölkerungen im Allgemeinen
und die Bedürftigen im Besonderen an den Früchten des natür-
lichen Reichtums teilhaben zu lassen. Wie dieses Schaubild auf-
zeigt, gilt dies nicht für das Südliche Afrika allein und auch
keineswegs nur für rohstoffreiche Länder; in diesen ist die Spal-
tung der Gesellschaften aber ein besonders großes Problem,
was sich nicht zuletzt daran zeigt, dass sich  die wachstumsbe-
dingte Zunahme des BIP pro Kopf, das gemeinhin als Maß für
materiellen Wohlstand dient, keineswegs mehr in einer
Zunahme des „Maßes an menschlicher Entwicklung“ (HDI) spie-
gelt, das unter Berücksichtigung gesellschaftlicher (Un-)Gleich-
heit errechnet wird. Vielmehr ist auch aufgrund der wachsenden
Polarisierung zwischen Oben und Unten das Gegenteil der Fall,
da die per HDI gemessene allgemeine Lebensqualität abgenom-
men hat.

Der Erdölboom in Angola, dessen Hauptstadt Luanda inzwi-
schen zu einem der teuersten Ballungsräume der Welt gewor-
den ist, dient dem APP zur drastischen Veranschaulichung dieses
Phänomens: Während die angolanischen Ölausfuhren zwischen

firma. Der diesbezügliche Bericht zeigt, dass für den Zeitraum
von 2006 bis 2008 Produktionsmengen vorsätzlich unvollstän-
dig angegeben und die deklarierten Rohstoffe zu Dumpingprei-
sen ins Ausland transferiert wurden. Allein die hieraus
resultierenden Steuerverluste für den sambischen Fiskus wur-
den in den Prüfberichten auf 124 Millionen US-Dollar pro Jahr
beziffert32.

Abschließend muss festgehalten werden, dass mehr oder
weniger durchgängig für alle Teilbranchen des Rohstoffsektors
und für alle Länder des Südlichen Afrika eine absolut inakzepta-
ble Kluft zwischen riesigen von den Bergbauunternehmen ein-
gefahrenen Gewinnen einerseits und begrenzten öffentlichen
Einnahmen andererseits besteht. Unlängst wurde beim 13. Inter-
nationalen Afrika-Wirtschaftsforum der OECD im Oktober 2013
in Paris mitgeteilt, dass sich die Steuereinnahmen aus Rohstof-
faktivitäten 2011 im afrikanischen Durchschnitt um 40 Prozent
erhöht hatten, während die Gewinne der internationalen Roh-
stoffunternehmen im selben Jahr mit einer Zunahme um 110
Prozent geradezu explodiert waren. Für dasselbe Jahr wurde für
den Kontinent von Einnahmeverlusten von mehr als 60 Milliar-
den US-Dollar im Zusammenhang der Förderung und des Han-
dels mit afrikanischen Rohstoffen ausgegangen33.

In diesem Licht verwundert kaum mehr, was die von der Afri-
kanischen Entwicklungsbank (AfDB) und der US-amerikanischen
Nichtregierungsorganisation Global Financial Integrity (GFI)
gemeinsam im Jahr 2013 veröffentlichte offenbart: Seit mehr als
30 Jahren ist der gesamte Kontinent mit einem andauernden
Nettokapitaltransfer und illegaler Kapitalflucht konfrontiert –
wodurch die Entwicklungschancen Afrikas beträchtlich untermi-
niert wurden und werden. Dem internationales Aufsehen erre-
genden Bericht zufolge transferiert nicht etwa der globale
Norden mittels öffentlicher Entwicklungszusammenarbeit und
zusätzlicher Geldflüsse des Privatsektors (FDI) extrem viel Kapi-
tal nach Afrika; vielmehr kehrt er diese weit verbreitete Vorstel-
lung um und weist nach, dass Afrika gegenüber der restlichen
Welt seit Jahrzehnten Netto-Gläubiger ist . AfDB und GFI legen
dar, dass sich die afrikanische Gesetze unterlaufenden Geldab-
flüsse aus dem Kontinent zwischen 1980 und 2009 auf eine
astronomische Größenordnung beliefen. Es wird je nach Berech-
nungsmethode von finanziellen Verlusten von zwischen 597 und
1.400 Milliarden US-Dollar für den gesamten Zeitraum ausge-
gangen – und zwar vor allem in Form von Korruption, Steuerver-
meidung und -hinterziehung, Schmuggel, Geldwäsche und
weiterer grenzüberschreitender krimineller Finanzaktivitäten. Der
Bericht hebt hervor, dass in an Bodenschätzen reichen Ländern
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2000 und 2011 im statistischen Durch-
schnitt von knapp 350 auf rund 3.000 US-
Dollar pro EinwohnerIn anstiegen, haben
faktisch nur wenige privilegierte Angolane-
rInnen von diesen beträchtlichen rechneri-
schen Ausfuhr- und Einnahmezuwächsen
profitiert. So erfreuen sich die Einwohne-
rInnen Luandas in den wohlhabenden
Wohnvierteln heutzutage einer hoch
modernen und vom Staat hoch subventio-
nierten Wasser- wie auch Elektrizitätsver-
sorgung, während die Armen und Ärmsten
der Hauptstadt weiterhin auf den kostspie-
ligen Erwerb unbehandelten Wassers von
ambulanten Händlern angewiesen sind
und die ebenfalls mit hohen Zuschüssen
bedachten staatlichen Stromversorgungs-
unternehmen im Rest des Landes eines
der weltweit am schlechtesten funktionie-
renden Stromnetze anbieten35.

3.3 Konfliktpotentiale natürlicher
Ressourcen: Kriegsökonomien,
nationale und lokale Konflikte 

Dieser dritte und letzte Teil des Kapitels zu
zentralen Entwicklungshemmnissen be-
fasst sich mit Konfliktrisiken von Boden-
schätzen sowie konkreten Konflikten um
die natürlichen Reichtümer und deren För-
derung in SADC-Ländern. Infolge der
gestiegenen Bedeutung von Rohstoffen,
die vor allem auf die absolute Verknappung
und globale Ungleichverteilung zahlreicher
nicht-erneuerbarer Ressourcen, auf über-
aus volatile, in der Tendenz stark gestie-
gene Preise zahlreicher Bodenschätze in
Verbindung mit temporären Versorgungs-
engpässen sowie schließlich auf die
immense strategische Relevanz einiger
sehr seltener, nur in wenigen Ländern vor-
kommenden Bodenschätze zurückgeht,
haben sich in der jüngeren Vergangenheit
ökonomische und geopolitische Interes-

Schaubild 2: Illegale Kapitalabflüsse aus Afrika

Schaubild 3: Soziale Ungleichheit in rohstoffreichen Ländern
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sen- und Macht konstellationen eingestellt, die nach weitgehen-
der Übereinstimmung führender internationaler Friedens- und
KonfliktforscherInnen beträchtliche neue Brisanzpotenziale und
Konfliktrisiken um Rohstoffe begründen. Entsprechend wird die
zunehmende Knappheit natürlicher Ressourcen immer häufiger
zum Thema nationaler und internationaler Politik, Wirtschaft, Wis-
senschaft und nicht zuletzt der Medien, und Ressourcenkonflikte
werden inzwischen als eines der größten Sicherheitsrisiken des
21. Jahrhunderts diskutiert. Das sogenannte Konfliktbarometer
des Heidelberger Instituts für internationale Konfliktforschung
stellte für das Jahr 2010 fest, dass Ressourcen mit einem Anteil
von 22 Prozent der zweithäufigste Konfliktgegenstand waren;
indes standen sie nur in sechs von insgesamt 28 Konflikten mit
hoher Intensität als alleiniger Konfliktgegenstand im Mittelpunkt
– und diese verliefen durchweg friedlich. Der Großteil der vom
Konfliktbarometer verzeichneten Ressourcenkonflikte ist inner-
staatlicher Natur. Konflikte, in denen es „nur“ um die Verteilung
von Ressourcen geht, ereignen sich eher selten und sind zumeist
von niedrigem Eskalationsgrad. Vielmehr eskaliert die Verteilungs-
konkurrenz zumeist dann, wenn eine Konfliktpartei die Konkur-
renz um eine Ressource mit anderen Interessen verknüpft oder
als Bedrohung der eigenen Sicherheit interpretiert.36

Grundsätzlich geht es bei Konflikten um Rohstoffe zumeist
um den Zugang, die Aneignung, um die Kontrolle und/oder die
Verteilung; sie entzünden sich z.B. an einer ungerechten Vertei-
lung der Erträge oder wenn sich die Lebensbedingungen der
lokalen Bevölkerung in rohstoffreichen Regionen verschlechtern:
korrupte Multis und nationale Eliten können profitieren, während
der Großteil der Bevölkerung nichts von der Förderung der
Bodenschätze hat oder manche Bevölkerungsgruppen gar unter
ihr leiden. Mitunter geht die Förderung mit Ausbeutung und
Menschenrechtsverletzungen Hand in Hand. Schließlich wird
ihre Förderung in manchen Ländern oder Regionen wie bei-
spielsweise im Osten der DR Kongo von Rebellen kontrolliert
und dient direkt der Finanzierung ihres bewaffneten Kampfes.
Konfliktrohstoffe können somit sowohl Anlass oder Motiv für eine
gewaltsame Auseinandersetzung wie auch Mittel zur Finanzie-
rung eines Krieges sein; und sie können grenzüberschreitend
wie auch auf nationaler Ebene auftreten: zum einen als zwi-
schenstaatliche Rohstoffkonflikte, bei denen zwei oder mehr
Staaten Anspruch auf ein rohstoffreiches Territorium erheben,
zum anderen als innerstaatliche Rohstoffkonflikte, bei den eine
Rebellen- oder Sezessionsbewegung dem Staat ein rohstoffrei-
ches Territorium streitig macht37.

Rohstoffkonflikte haben also vielfältige Hintergründe und tre-
ten in unterschiedlichen Formen auf. Festzuhalten ist, dass reich-
haltige Rohstoffvorkommen nicht etwa an sich zu Konflikten
führen, sondern vielmehr die beteiligten Akteure sowie die je
spezifischen Umstände das jeweilige Konfliktausmaß und den -
verlauf bestimmen. Wir wollen im Blick auf das Südliche Afrika
nachfolgend zwischen drei verschiedenen Typen bzw. Katego-
rien von Konfliktkonstellationen unterscheiden, in denen Roh-
stoffe bislang eine Rolle spielten: erstens sogenannte
Kriegsökonomien, zweitens nationale Verteilungskonflikte um
Rohstoffeinnahmen und drittens Konflikte in Rohstoffregionen.

Kriegsökonomien
Eine auf Rohstoffen basierende Kriegsökonomie entsteht, wenn
Rebellen ein rohstoffreiches Gebiet besetzen und ihren Kampf
aus den Einnahmen des Rohstoffabbaus finanzieren. Zwar sind
die Gründe für den Kampf normalerweise weiterhin politische,
soziale oder andere. Zeitweise kann die Kontrolle über den
Abbau und den Schmuggel der Rohstoffe jedoch so lukrativ sein,
dass die Fortführung des Konfliktes zum Selbstzweck wird: Der
Konflikt wird aufrechterhalten, um weiter von den Rohstoffein-
nahmen zu profitieren. Letztere dienen dann nicht nur der Finan-
zierung von Waffen- und Munitionskäufen und der Verpflegung
der Rebellen, sondern auch oder mitunter gar in erster Linie der
Selbstbereicherung. So haben reichhaltige Vorkommen an natür-
lichen Ressourcen – vor allem für Rebellengruppen leicht abbau-
und transportierbare wie z.B. Diamanten – in Ländern des Süd-
lichen Afrika immer wieder Konflikte genährt und verlängert. 

Beispielhaft hierfür steht der langjährige Bürgerkrieg zwischen
der MPLA und den Rebellen der UNITA in Angola, in dem vor
allem die reichhaltigen Erdöl- und Diamantenvorkommen dazu
beitrugen, dass die gewaltsamen Auseinandersetzungen erst
2002 ein Ende nahmen. Ähnlich wie beim angolanischen Bür-
gerkrieg spielt auch bei den seit mehr als 15 Jahren andauern-
den gewaltsamen Auseinandersetzungen im Osten der DR
Kongo, denen bereits mehr als vier Millionen Menschen zum
Opfer gefallen sein sollen, die Ausbeutung natürlicher Rohstoffe
(vor allem Gold, Diamanten und Koltan) bis heute die zentrale
Rolle, um Waffen und damit die Fortsetzung dieses (Stellvertre-
ter-)Krieges zu finanzieren. Unmittelbarer Bestandteil dieser
andauernden kriegerischen Auseinandersetzungen, in denen
schwerste Menschenrechtsverletzungen, Verletzungen des
humanitären Völkerrechts und völkerrechtliche Straftaten an der
Tagesordnung sind, sind inzwischen sogenannte Warlords. Ihnen
dient die Kriegsökonomie im Osten des Kongo, für die die wirt-
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schaftliche Einbindung der „privaten Kriegsherren“ in Weltmarkt-
prozesse im Übrigen unverzichtbar ist, mittels der auf Gewalt
beruhenden Aneignung von Ressourcen zuvorderst zur Verwirk-
lichung von Profitmotiven; politische Motive sind oftmals erst
von nachgeordneter Bedeutung oder vollständig vorgeschoben.
Einen Ressourcenkonflikt anderer Art weist Simbabwe auf. Zwar
gibt es in den dortigen Diamantengebieten, die fast vollständig
vom simbabwischen Militär kontrolliert werden, keine mit den
in der DR Kongo vergleichbaren kriegerischen Auseinanderset-
zungen; indes ist die Diamantenförderung von struktureller
Gewalt seitens des Militärs geprägt, und die unrechtmäßige
Aneignung durch das Militär dient zuallererst der Finanzierung
der Repression der Bevölkerung.

Nationale Verteilungskonflikte
Im Unterschied zu den vorgenannten Konflikten um Rohstoffe,
bei denen die Anwendung von Gewalt stets das Mittel der Wahl
ist, sind die beiden nun folgenden Konfliktpotenziale, die sich
ausschließlich aus der Konkurrenz um die Verteilung der Profite
aus dem Abbau von Rohstoffen ergeben, in der Regel nicht von
dauerhaftem Charakter und weisen gemeinhin einen weitaus
niedrigeren Eskalationsgrad auf. Bei nationalen Verteilungskonflik-
ten geht es um die Aneignung der Erlöse, die im Rohstoffsektor
erzielt werden. Einen prioritären Zugriff auf diese haben die
Regierung und die staatliche Verwaltung, da die nicht beim Roh-
stoffunternehmen selbst verbleibenden Erlöse zunächst in den
Staatshaushalt fließen, über dessen Verwendung dann die poli-
tische Klasse des Landes bestimmt. Im erdölreichen Norwegen
etwa wurde im Anschluss an einen breiten gesellschaftlichen
Beratungsprozess von der dortigen Regierung für den Großteil
der Staatseinnahmen aus dem Export des Öls ein Fonds für
zukünftige Generationen eingerichtet, damit die Bevölkerung
auch langfristig vom Rohstoffreichtum profitiert. In den Staaten
des Südlichen Afrika hingegen, in denen die Transaktionen im
Rohstoffsektor aufgrund eines weitreichenden Mangels an
demokratischen Partizipationsmöglichkeiten sowie an öffentli-
cher Transparenz und Rechenschaftspflichten zumeist weitge-
hend im Dunkeln bleiben, verfügen die Machthabenden allzu
oft über eine völlig willkürliche Verfügungsgewalt über die Ein-
künfte aus dem Rohstoffsektor und bereichern sich und ihre
Klientel, so dass statt der breiten Bevölkerung allein die kleine
Macht- und Funktionselite als Nutznießer aus dem natürlichen
Reichtum hervorgeht. Häufig dienen die in die eigenen Taschen
umgeleiteten Rohstoffeinnahmen der politischen Klasse auch
zur dauerhaften Sicherung ihrer Macht über gezielte Bestechung

und Vorteilsgewährung. Durch Korruption im lukrativen Rohstoff-
sektor bereichern sich zudem auch allzu oft Regierungs- und
Verwaltungsbeamte durch Missachtung ihrer Amtspflichten und
nationaler Gesetze. Politische Macht und das Bekleiden von Pos-
ten in der öffentlichen Verwaltung bedeuten also gewöhnlich
den Schlüssel zum Rohstoffreichtum.

Die Rohstoffmultis aus den Ländern des globalen Nordens
spielen in diesem schmutzigen Geschacher um eine möglichst
weitreichende Aneignung der Rohstoffeinnahmen im Übrigen
oftmals eine ebenso gewichtige wie traurige Rolle wie die natio-
nalen Eliten, da auch sie in einem von Intransparenz und
Rechenschaftslosigkeit geprägten Umfeld oftmals kaum Mög-
lichkeiten außer Acht lassen, um ihren eigenen Profitmaximie-
rungsinteressen zur Durchsetzung zu verhelfen. So gereicht die
Korruption im Rohstoffsektor in der Regel nicht allein den Herr-
schenden im Lande zum Vorteil; vielmehr stellt sie in Form von
Bestechung einerseits und Bestechlichkeit andererseits immer
eine soziale Interaktion dar, bei der die Beteiligten auf beiden
Seiten vorteilhafte Leistungen austauschen (eine sogenannte
Win-win-Konstellation), beispielsweise niedrige Steuersätze oder
Konzessionsgebühren gegen Geld oder geldwerte Leistungen.
Die ausländischen Rohstoffunternehmen sind somit unmittelba-
rer Bestandteil der weit verbreiteten kleptokratischen Herrschafts-
form im Südlichen Afrika und tragen mit Verantwortung dafür,
dass den Bevölkerungen die ihnen zustehende Teilhabe an den
natürlichen Reichtümern bisher überwiegend vorenthalten blieb.

Als politisch umstritten und potenziell konfliktträchtig erwies
sich die ruchlose Aneignung des natürlichen Reichtums durch
eine kleine nationale Elite bislang vor allem immer dann, wenn
sich eine situative Empörung über diese „Selbstbedienung“ der
Eliten mit der allgemeinen ökonomischen Unzufriedenheit und
somit mit politischen und sozialen Anliegen vermischt und
dadurch der Nährboden für Frustration und Proteste der Bevöl-
kerungen bereitet wurde. Ein Beispiel hierfür ist der Wahlsieg
von Michael Sata bei den sambischen Präsidentschaftswahlen
im Jahr 2011; Sata hatte es im Wahlkampf sehr gut verstanden,
das Hauptaugenmerk der BürgerInnen auf den das Gravitations-
zentrum der sambischen Wirtschaft darstellenden Kupferberg-
bau zu richten, die öffentliche Unzufriedenheit über und Kritik an
den geringen Beiträgen des Rohstoffsektors zur Finanzierung des
Staatshaushalts zu mehren und mittels eines rohstoffpolitischen
Reformprogramms, das insbesondere auch gegen die dort weit
verbreitete Korruption gerichtet war, nach drei zuvor verlorenen
Wahlen erstmals die Mehrheit der WählerInnen hinter sich zu
versammeln. 
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Lokale Konflikte in Rohstoffabbauregionen
In den Gebieten, in denen Rohstoffe abgebaut werden, entzün-
den sich häufig öffentliche Auseinandersetzungen, die nicht sel-
ten auch die Form gewaltsamer Konfrontationen annehmen.
Den Anlass stellen zumeist außerordentlich schlechte oder sich
stark verschlechternde Lebensbedingungen dar – entweder auf
Seiten unmittelbar von der Ressourcenförderung betroffener
AnwohnerInnen oder aber bei den ArbeiterInnen in den Minen
bzw. auf den Öl- oder Gasfeldern. Die in den SADC-Ländern im
Falle solcher Konflikte, die in vielen Fällen TNCs involvieren, vor
Ort anzutreffenden Umstände sind oftmals ebenso skandalös
wie inakzeptabel: Sie reichen von der unwiderruflichen Zer-
störung der natürlichen Lebensgrundlagen durch unverant-
wortlichen ökologischen Raubbau etwa von Kohle in der
Highveld-Region in Südafrika oder der Uranmine von Arandis in
der Namib-Wüste Namibias über menschenrechtswidrige Um-
siedlungen oder gar Vertreibungen lokaler Bevölkerungsgruppen
ohne vorherige Konsultation und angemessene Entschädigung
wie in den Diamantengebieten von Chiadzwa  in Simbabwe bis
hin zur groben Missachtung von Arbeitsrecht und/oder Sozial-
standards, so dass im Rohstoffsektor Beschäftigte von ihrer Arbeit
nicht in Würde leben können, wie Marikana deutlich gemacht
hat. Teilweise sind diese in aller Regel auch international
beachteten Konflikte darauf zurückzuführen, dass die Regierun-
gen in der SADC-Region in Folge von Korruption schlicht nicht
willens sind, die Interessen und Rechte ihrer Bevölkerungen
effektiv zu schützen; dafür gibt es in der Region viele prominente
Beispiele, von Südafrika über die Copperbelt-Region in Sambia
bis zu den Minen von Katanga im Kongo. Teilweise erklären sich
diese Konflikte aber auch dadurch, dass die nationalen bzw.
regionalen Behörden aufgrund schwacher Staatlichkeit und/oder
schlechter Regierungsführung gar nicht in der Lage sind, ihre
Steuerungs- und Regelungssysteme zum Schutz der Rechte von
BürgerInnen und Umwelt gegenüber der Machtfülle der Roh -
stoff multis politisch durchzusetzen und diese auf die Einhaltung
der existierenden rechtlichen Bestimmungen zu ver pflich ten.

Die Konflikte in den Rohstoffabbauregionen entzünden sich
häufig an den ökologischen Begleiterscheinungen der Rohstoff-
bewirtschaftung. Insbesondere bei der Förderung von Erdöl, aber
auch beim Abbau anderer Rohstoffe wie etwa Gold, Uran und
Erz (die häufig per Tagebautechnik gewonnen werden) wird
massiv in die Umwelt eingegriffen. Ganze Landschaften verän-
dern sich, und es kommt in großem Ausmaß zu Umweltzer-
störungen, mit verheerenden Folgen für Mensch und Natur: etwa
in Form von Verschmutzungen und Kontaminierungen von

Flüssen, Seen und Grundwasser, Böden und Luft durch Produk-
tionsrückstände, Abraum oder Emissionen, die Schwermetalle
und hochgiftige Chemikalien beinhalten und komplette regionale
Ökosysteme auf Jahre, wenn nicht gar für immer irreparabel
schädigen können. Die AnwohnerInnen solcher Abbaustätten
leiden oft doppelt: zum einen durch Beeinträchtigungen und
mitunter gravierende Schädigungen ihrer Gesundheit, zum
anderen durch den Verlust ihrer Erwerbs- oder Subsistenzgrund-
lage, da Gewässer häufig nicht mehr befischt und Böden nicht
mehr bebaut werden können. In letzter Konsequenz heißt dies
oft den Verlust von Lebensraum für Menschen sowie Flora und
Fauna und zwingt die regionale Bevölkerung zur Umsiedlung.

Zur Veranschaulichung der immensen „Kollateralschäden“
des Bergbaus bezüglich der menschlichen Gesundheit lassen
sich Beispiele aus der DR Kongo und Sambia anführen. So ergab
eine Umweltfolgenabschätzung des Umweltprogramms der
Vereinten Nationen für den Bergbau in der DR Kongo für das
Jahr 2011 mit Blick auf die rohstoffreiche Provinz Katanga im
Süden des Landes die höchste jemals per großflächiger
repräsentativer Stichprobenerhebung gemessene Konzentration
an hochgiftigen und außerordentlich krebserregenden Kobalt-
salzen im Urin der dortigen Bevölkerung. Und in dem südlich an
Katanga angrenzenden sogenannten Kupfergürtel Sambias ist
einer aktuellen Studie zufolge, in der die Luftqualität im weiteren
Einzugsbereich der Kupferschmelzen und -minen untersucht
wurde, die Anreicherung mit dem ebenfalls hoch schädlichen
Sulfatdioxid inzwischen derart hoch, dass ein allgemeines Baum-
sterben eingesetzt hat und der regionale Gemüseanbau keine
Ernte mehr hervorbringt.38

Häufiger noch als Auseinandersetzungen um Umwelt und
Gesundheit sind Interessenkonflikte zwischen Arbeitgeberseite
und Arbeitnehmerseite, etwa bei der Aushandlung von Löhnen,
Arbeitsbedingungen oder sozialen Leistungen, an der Tagesord-
nung. Vor allem wenn es im Zuge von Verhandlungen oder Stre-
itigkeiten zwischen den Bergarbeitergewerkschaften und den
Geschäftsleitungen der TNCs (als den mit Abstand wichtigsten
Arbeitgebern des Rohstoffsektors in den SADC-Ländern) zu
kollektiven Arbeitsniederlegungen auf Arbeitnehmer- und
Aussperrungen auf Arbeitgeberseite kommt – was in der Region
aufgrund der sich überwiegend ärmlich bis erbärmlich darstellen-
den Arbeits- und Lebensbedingungen der Bergleute und ihrer
Familien häufig der Fall ist –, können sich Arbeits kämpfe rasch zu
folgenreichen Konflikten auswachsen. Die weltweit mit Entsetzen
zur Kenntnis genommenen Vorkommnisse rund um den Streik
in der Platinmine des britischen Rohstoffmultis Lonmin in
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Marikana nahe Rustenburg, bei denen im August 2012 34 streik-
ende Arbeiter von der südafrikanischen Polizei getötet wurden,
haben dies auf besonders tragische Weise deutlich werden
lassen. Jay Naidoo, der ehemalige Generalsekretär des süd afri -
kanischen Gewerkschaftsverbandes COSATU, dann Minister im
ersten Kabinett der Post-Apartheid-Ära und spätere Vorsitzende
der Development Bank of Southern Africa kom mentierte das
Marikana-Massaker auf zutreffende Weise: „Marikana ist ein
Weck ruf, den Führungspersonen in Gewerkschaften, Politik und
Wirtschaft beachten sollten. In Platinminen wird ein wertvolles
Metall hervorgebracht, während viele der Arbeiter in Slums
leben“39.

Auch in zahlreichen weiteren Ländern der Region ist der
Rohstoffsektor Kristallisations- und Brennpunkt für tiefgreifende
soziale Spannungen und daraus erwachsende Konflikte, die oft-
mals von heftiger Gewaltsamkeit auf allen Seiten charakterisiert
sind. So erschossen in Sambia im Oktober 2010 zwei Bergbau-
manager 13 wegen schlechter Löhne und Arbeitsbedingungen
protestierende Arbeiter einer Mine im Süden des Landes, die
von einem chinesischen Bergbaukonzern betrieben wurde.
Die zunächst gegen die leitenden Angestellten erhobene Mord-
anklage wurde später von der sambischen Regierung fallen-
gelassen – und das Verfahren schließlich eingestellt,  weil die
angeklagten Chinesen das Land verlassen hatten. Knapp zwei
Jahre später fand in einer Mine in derselben Region ein leiten-
der Minenangestellter den Tod, als Arbeiter mit Gewalt gegen
die verzögerte Anpassung ihrer Löhne an den gesetzlichen Min-
destlohn protestierten. Auch in den Goldminen des an der Lon-
doner Börse gelisteten Unternehmens African Barrick Gold in
der Mara-Region im Norden Tansanias, einer der größten und
ertragreichsten Goldabbauregionen Afrikas, haben Arbeitskon-
flikte in den vergangenen Jahren viele Leben gekostet40.

Besonders heftige Konflikte mit schwerwiegenden Men-
schenrechtsverletzungen im Kontext der Bewirtschaftung von
Bodenschätzen sind häufig dann zu verzeichnen, wenn Anwoh-
nerInnen eines Abbaugebietes wegen dessen bevorstehender
Inwertsetzung umgesiedelt werden müssen. Da insbesondere
Minenprojekte im Tagebau mit einem enormen Landbedarf ein-
hergehen, müssen eigentlich gemäß von der Weltbank erarbei-
teter Mindeststandards Bergbauvorhaben sorgfältig vorbereitet
werden, um Umsiedlungen möglichst von vornherein vermei-
den zu können oder diese zu einem frühen Zeitpunkt in Ab-
sprache mit der betroffenen Bevölkerung mittels eines Umsied-
lungsplans und verbindlicher Entschädigungsleistungen verträg-
lich zu gestalten. Nicht selten müssen aber dennoch ohne

Nachweis der Notwendigkeit und trotz des erbitterten Wider-
stands lokaler Gemeinschaften ganze Dörfer den Minen wei-
chen, weil weder die Unternehmen noch die für den Bergbau
zuständigen Behörden den Richtlinien der Weltbank Beachtung
schenken; gibt es eigens nationale Gesetze und Vorschriften für
Umsiedlungen, so werden auch diese häufig wegen der mit ihrer
Einhaltung verbundenen Kosten einfach ignoriert. Mitunter wer-
den die Betroffenen auch mit viel zu niedrigen Kompensations-
zahlungen abgespeist oder gehen gar leer aus und sehen sich
dann nach der Umsiedlung ihrem Schicksal überlassen – ohne
die versprochenen oder gar ausgehandelten neuen Unterkünfte
und Erwerbsmöglichkeiten. Und wenn AnwohnerInnen und
LandbesitzerInnen sich schlicht weigern, ihre Wohn- und Arbeits-
stätten zu räumen, da sie befürchten, über den Tisch gezogen
zu werden, scheuen weder TNCs noch örtliche PolitikerInnen
mitunter davor zurück, auf den Einsatz von Polizei und Militär
oder die Unterstützung paramilitärischer Organisationen zurück-
zugreifen, um sich gewaltsam den Zugriff auf die Lagerstätten zu
sichern. Für diese Praktiken gibt es im Rohstoffsektor des Südli-
chen Afrika unzählige ausführlich dokumentierte Beispiele, so
etwa die gewaltsame Vertreibung von Teilen der lokalen Bevöl-
kerung im Diamantengebiet von Chiadzwa durch simbabwische
Sicherheitskräfte.41
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Auf dem Hintergrund der dargestellten zentralen Entwicklungs-
hemmnisse im Südlichen Afrika wird dieses Kapitel sich nun mit
den wichtigsten existierenden Regulierungsansätzen für den
Rohstoffsektor befassen, die die Absicht verfolgen, zumindest
einige der zahlreichen Mängel und Missstände entweder zu min-
dern oder gar ganz zu beheben, damit die Bevölkerungen in der
Region künftig in angemessener Weise von ihren natürlichen
Reichtümern profitieren. Zu differenzieren ist im Blick auf diese
Kontrollregime einerseits nach Adressaten (z.B. Marktakteure,
politische EntscheidungsträgerInnen, Zivilgesellschaft), Anwen-
dungsbereichen (z.B. allgemeine Gültigkeit, sektorale Anwen-
dung für Rohstoffe insgesamt oder ausgewählte Bodenschätze)
und Grad der Verbindlichkeit (freiwillig oder verpflichtend) der
reglementierenden Maßnahmen. Andererseits unterscheiden
sich die Kontrollregime, die aus Regeln, Prinzipien, Normen und
Verfahren bestehen können, auch nach den jeweiligen Rege-
lungsebenen, d.h. geografischen Reichweite, für die sie vorgese-
hen sind: Es existieren sowohl nationale als auch regionale,
kontinentale und internationale Regelwerke. Nachfolgend sollen
nun die wesentlichen der bereits bestehenden Rohstoffregime
und der diesbezügliche Umgang mit Rohstoffen (Rohstoffgover-
nance) einzeln skizziert und dann hinsichtlich ihres Beitrags zur
Überwindung der zuvor skizzierten Entwicklungshemmnisse
bewertet werden.

4.1 Protocol on Mining der SADC

Ein für die SADC im Blick auf den Rohstoffsektor bis heute grund-
legendes Abkommen stellt das sogenannte Bergbau-Protokoll
(Protocol on Mining) dar, das von den SADC-Staats- und Regie-
rungschefs 1997 unterzeichnet und dann im Jahr 2000 nach
Ratifizierung durch mehr als zwei Drittel der Mitgliedsländer in
Kraft trat. Zu dieser Zeit ging es in der SADC vor allem darum, die
bis dato vorherrschende punktuelle funktionale Zusammenar-
beit in eine Politik der systematischen Intensivierung der regio-
nalen wirtschaftlichen Integration zu überführen. Entsprechend
sollte die grenzüberschreitende Kooperation durch gegenseiti-
gen Informationsaustausch zu Ressourcenvorkommen und tech-
nologischem Know-how bei Exploration und Gewinnung von
Bodenschätzen sowie die schrittweise Angleichung der Ord-
nungs- und Prozesspolitiken im Rohstoffsektor vorangetrieben
werden. Des Weiteren geht es in dem Protokoll um die gemein-
same Schaffung zusätzlicher Anreize für ausländische Direktin-
vestitionen in die Förderung von Bodenschätzen im Südlichen

Mopani Kupfermine in Sambia

Uranmine Arandis in Namibia
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Afrika (im Blick auf Unternehmen aus der Europäischen Union
etwa mittels des „SADC-EU Mining Investment Forum“) sowie
die Verständigung auf international anerkannte Standards zur
Gewährleistung von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz
und zur Bewahrung der Umwelt. Übergeordnetes Ziel des Berg-
bau-Protokolls ist erklärtermaßen die substanzielle Anhebung
des Wohlstands der Bevölkerungen in der SADC durch das Aus-
schöpfen des immensen Entwicklungspotenzials desnatürlichen
Reichtums. Um der Verwirklichung dieses  Ziels Vorschub zu leis-
ten, wurden ein zweimal pro Jahr tagender SADC-Ministerrat für
Bergbauangelegenheiten sowie mit der Mining Cooperation Unit
ein ständiger Ausschuss ins Leben gerufen, der am Sitz des
SADC-Generalsekretariats im botswanischen Gaborone angesie-
delt ist. 

Als einen Beitrag zur Umsetzung des Bergbau-Protokolls ent-
wickelte das Generalsekretariat daraufhin in Zusammenarbeit mit
dem für das Südliche Afrika zuständigen Büro der Wirtschafts-
kommission der Vereinten Nationen für Afrika (UNECA-SA), das
seinen Sitz in Lusaka/Sambia hat, ein Rahmenabkommen zur
Harmonisation of Mining Policies, Standards, Legislative and
Regulatory Framework in Southern Africa, das 2006 beim Tref-
fen des Bergbau-Ministerrats der SADC in Kraft gesetzt wurde.
Zum Zweck der Präzisierung und Umsetzung dieses Rahmenab-
kommens erfolgte beim SADC-Gipfel 2009 auf der Grundlage
einer Begutachtung der je nationalen Bergbaupolitiken die Ver-
abschiedung des Harmonisation Implementation Plan, der die
erwünschten Maßnahmen zur Anpassung und Modernisierung
der Bergbausektoren entlang von acht Handlungsfeldern im
Detail aufführt und zudem auch die in den Mitgliedsländern
noch zu schließenden Harmonisierungslücken (policy gaps)
benennt42.

Zweifelsohne ist dem Bergbau-Protokoll der SADC zuzubilli-
gen, dass es weltweit durchaus Pioniercharakter aufwies. Indes
stehen das Protokoll selbst wie auch die zwecks dessen Weiter-
entwicklung inzwischen verabschiedeten Folgeabkommen, die
allesamt durchaus ambitioniert sind und zahlreiche zielführende
politische Schritte insbesondere zur Stärkung der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit innerhalb der SADC aufzeigen, bis heute fast
durchgängig nur auf dem Papier. Denn Kapitel 2 hat eindrücklich
aufgezeigt, wie wenig das Gros der politische drum bemüht ist,
ihren hehren Worten entschiedene Taten folgen zu lassen und
wie wenig politischen Spielraum sie im internationalen Rohstoff-
geschäft tatsächlich haben. Letztlich bleiben die feierlichen Lip-
penbekenntnisse der Staats- und Regierungschefs aus deshalb
Makulatur, da die im Rahmen der SADC beschlossenen Maß-

nahmen zum Aufbau von Governance-Strukturen und Regulie-
rungsmaßnahmen auf regionaler Ebene aufgrund ihres nicht-
bindenden Charakters lediglich zahnlose Tiger sind. Dies erlaubt
es den politisch Verantwortlichen, sich selbst weiterhin scham-
los an den natürlichen Reichtümern gütlich zu tun und die Mehr-
heit ihrer Bevölkerungen in Not und Elend zu belassen. 

4.2 Africa Mining Vision der Afrikanischen Union

Nicht nur im Südlichen Afrika, sondern in allen rohstoffreichen
Ländern Afrikas leisten die Rohstoffsektoren keinen bedeutsa-
men Beitrag zur menschlichen Entwicklung. Daher ist auch die
Afrikanische Union (AU) darum bemüht, Impulse für die Roh-
stoffpolitik ihrer Mitgliedsländer zu geben und diese zu koordi-
nieren. Die 2009 verabschiedete Africa Mining Vision ist als
Entwicklungsstrategie zu verstehen und skizziert (Reform-)Optio-
nen für eine ressourcenbasierte afrikanische Industrialisierung,
die nicht zuletzt mittels einer transparenten, fairen und effizien-
ten Nutzung mineralischer Rohstoffe eine nachhaltige Wachs-
tumsdynamik auf dem gesamten Kontinent entfalten soll. Die
Ansätze zur Erreichung dieses Ziels umfassen etwa die Verbes-
serung von Governance-, Vertragsverhandlungs- und Manage-
mentkapazitäten im Rohstoffsektor, den Ausbau der sektoralen
Infrastruktur sowie die Umgestaltung des in manchen afrikani-
schen Ländern überaus bedeutsamen Kleinbergbaus. Zudem
finden sich in der Vision Kooperationsansätze, um gute Regie-
rungsführung im Rohstoffsektor zu fördern. Ende 2011 wurde
von der AU ein Aktionsplan für die Implementierung ihrer Mining
Vision vereinbart. Dieser sieht unter anderem eine verstärkte
kontinentale Zusammenarbeit im Aufbau von geologischen Infor-
mationssystemen, der Verwaltung des Bergbausektors und der
Einführung von Umwelt- und Sozialstandards vor43.

Von ihrem gesamten Duktus her kann die Africa Mining
Vision als ein durchaus gewagter Narrativ betrachtet werden, der
die Rohstoffpolitik in den Abbauländern Afrikas und ziemlich
wahrscheinlich auch darüber hinaus auf eine vollständig neue
Basis stellen würde – und im Übrigen vermutlich auch den
uneingeschränkten Segen jener Nichtregierungsorganisationen
im Südlichen Afrika finden dürfte, die schon seit Jahren eine fun-
damentale Umkehr in der Rohstoffpolitik fordern. So betont die
Vision ausdrücklich etwa die Notwendigkeit weitreichender Par-
tizipationsmöglichkeiten seitens der Zivilgesellschaft und lokaler
Bevölkerungsgruppen bei der Ausgestaltung der Rohstoffpolitik,
und als zugrunde liegender Imperativ für die Regulierungsan-
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sätze der Zukunft wird ein inklusiver, ökologisch und sozial ver-
antwortlicher Rohstoffsektor postuliert. Die aufgezeigten Optio-
nen zur Regulierung erinnern teilweise sehr stark an den seit
einem knappen Jahrzehnt vor allem in Lateinamerika diskutier-
ten und in Bolivien, Ecuador und Venezuela auch praktizierten
sogenannten Neo-Extraktivismus, der u.a. auch protektionisti-
sche Interventionen vorsieht, um den mittels der Ressourcen
erwirtschaftbaren Mehrwert in den heimischen Ökonomien zu
belassen und über stärkere staatliche Kontrolle die Entwicklung
der Binnenökonomien zu fördern44. Vom APP wird die Mining
Vision als ein regelrechter historischer Meilenstein erachtet:
„Wenn Afrika an den Früchten des Booms im Rohstoffsektor teil-
haben möchte, dann gilt es diese überzeugende Vision unbe-
dingt in die Praxis umzusetzen“45. So richtig die AutorInnen
dieses wirklich bemerkens- und lobenswerten Reports mit ihrer
Einschätzung auch liegen, so sehr steht doch zu befürchten, dass
die meisten Regierungen des Kontinents diesen von allen AU-
Mitgliedsstaaten einvernehmlich verabschiedeten (rohstoff-)poli-
tischen Paradigmenwechsel als rein rhetorischen Tribut an einige
wenige ebenso aufmüpfige wie edelmütige QuerdenkerInnen
abtun und weiter business as usual betreiben werden. 

4.3 Extractive Industries Transparency Initiative
und Publish What You Pay

Die Initiative für Transparenz in der Rohstoffwirtschaft (EITI), die
2002 auf Anregung des ehemaligen britischen Premierministers
Tony Blair auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in
Johannesburg ins Leben gerufen wurde, folgt dem „Multi-Stake-
holder-Ansatz“ und bringt verschiedene Interessenträger wie
Regierungen, staatliche und private Rohstoffunternehmen,
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, multilaterale Organi-
sationen wie z.B. IWF und Weltbank sowie zivilgesellschaftliche
Organisationen zusammen. EITI dient dem Ziel, die Transparenz
der Geldströme entlang der gesamten Wertschöpfungskette bei
der Förderung von Rohstoffen zu erhöhen und dadurch insbe-
sondere der Zivilgesellschaft dazu zu verhelfen, den Verbleib der
Einnahmen kontrollieren zu können. Im Rohstoffsektor geht es
dabei vor allem um die öffentliche Bekanntmachung der Zah-
lungsströme zwischen Unternehmen und öffentlichen Stellen46.

Die Gründung der EITI kann als eine Reaktion auf Konflikte
im Umfeld der publish what you pay-Kampagne (PWYP) ver-
standen werden, die als ein internationaler Zusammenschluss
von Nichtregierungsorganisationen aus über 70 Ländern schon

weitaus früher Rechenschaft über die Finanzen von rohstoffrei-
chen Ländern und Rohstoffmultis verlangte und hierzu vor allem
auf der zwingenden Offenlegung nicht nur aller Unternehmens-
zahlungen und Regierungseinnahmen, sondern auch der Schürf-
verträge und Konzessionsvergaben selbst sowie der Kontrolle
der öffentlichen Haushalten insgesamt bestand. Darüber hinaus
nimmt PWYP auch die Regierungen der Verbraucherländer – und
insbesondere jene, aus denen die TNCs stammen – in die
Pflicht. Im Unterschied zu PWYP fokussiert die EITI allein auf die
Produzentenländer und setzt ausschließlich auf Freiwilligkeit, d.h.
ob Regierungen und Konzerne den Transparenzstandards der
EITI genügen und die dafür erforderlichen Informationen öffent-
lich machen wollen, bleibt ihnen allein überlassen47.

Unter den derzeit 31 mit den EITI-Transparenzstandards kon-
form gehenden Mitgliedstaaten (compliant countries) befinden
sich erst seit kurzem auch vier aus der SADC: Sambia, Tansania
(beide seit 2012), Mosambik (seit 2012, da die vorherige Validie-
rung insbesondere an der ungenügenden Beteiligung der Zivil-
gesellschaft gescheitert war) sowie die DR Kongo (wieder seit
2014, da die Mitgliedschaft vorübergehend wegen mangelnder
Glaubwürdigkeit der veröffentlichten Zahlen ausgesetzt worden
war); von den 17 Ländern, die als candidate countries die
ordentliche Mitgliedschaft anstreben, aber noch nicht alle Voraus-
setzungen erfüllen, gehören zwei zur SADC: Madagaskar und
die Seychellen, wo der Rohstoffsektor bislang keine wirtschaftli-
che Bedeutung hat, künftig aber Vorkommen an Nickel- und
Kobalt (Madagaskar) sowie kürzlich entdeckte Offshore-Ölfelder
(Seychellen) von TNCs erschlossen werden sollen. Laut EITI
unterstützen inzwischen über 80 der weltweit größten Rohstoff-
unternehmen als supporting companies die Initiative; Voraus-
setzung hierfür ist aber nicht etwa die faktische Befolgung der
Publizitätspflichten des EITI-Standards, sondern allein deren ide-
elle Unterstützung sowie ein finanzieller Beitrag (je nach Unter-
nehmensgröße zwischen 10.000 und 60.000 US-Dollar pro
Jahr) zur Finanzierung des internationalen EITI-Sekretariats in
Norwegen.

Der EITI ist sicherlich zugute zu halten, dass sie durch ihren
außerordentlich pragmatischen Ansatz eine große Anzahl an
Akteuren in den Dialog über Transparenz im Rohstoffsektor ein-
zubeziehen sowie vor allem mittels der sogenannten nationa-
len Fortschrittsberichte in manchen Mitgliedsländern auch
politische Prozesse in Ganz zu setzen vermochte. Der unver-
bindliche Charakter der EITI muss aber auch als die zentrale
Schwäche der Initiative angesehen werden, da sich Regierun-
gen und Unternehmen weiterhin der für eine wirklich umfas-
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sende Transparenz im Rohstoffsektor erforderlichen Publizitäts-
standards entziehen können. Darüber hinaus ist zu bemängeln,
dass die EITI ihren Fokus allein auf die Einnahmen legt, während
andere wichtige Aspekte wie Vertragsverhandlungen, Umwelt-
rechenschaftspflichten und die soziale Verantwortung der Unter-
nehmen nicht mit in Betracht gezogen werden. Hinzu kommt
noch, dass sich in Europa die meisten der großen Verbraucher-
länder (mit Ausnahme Großbritanniens, das zusammen mit den
USA die einzigen beiden EITI-Mitglieder aus dem globalen Nor-
den ausmacht), deren Bergbauunternehmen im Südlichen Afrika
aktiv sind, bislang geweigert haben, die EITI umzusetzen. Die
deutsche Bundesregierung hat nach einer Kabinettssitzung im
Juli 2014 angekündigt, die EITI-Transparenzstandards künftig voll-
ständig implementieren zu wollen48.

4.4 Kimberley Process Certification Scheme

Einen internationalen Durchbruch im Blick auf ein Regelwerk für
einen sogenannten Konfliktrohstoff stellt der im Jahr 2000 ins
Leben gerufene Kimberley-Prozess49 (KP) samt seinem Zerti-
fizierungssystem dar. Dieser bezieht sich auf die Problematik
gesetzeswidrig geschürfter und gehandelter Rohdiamanten
(sogenannter Blutdiamanten), die im Südlichen Afrika vor allem
im angolanischen Bürgerkrieg über viele Jahre eine zentrale Rolle
bei der Finanzierung der Rebellenbewegung UNITA spielten. Um
den Handel mit illegalen Diamanten zu unterbinden und derart
auch dem Bürgerkrieg in Angola ein Ende zu bereiten, kamen im
Mai 2000 auf Anregung des Ministerrats für Bergbau der SADC
und der Generalversammlung der Vereinten Nationen erstmals
mehrere Diamanten produzierende und verarbeitende Länder,
die internationale Diamantenindustrie und zivilgesellschaftliche
Organisationen im südafrikanischen Kimberley zusammen und
verständigten sich auf Maßnahmen, mittels derer nur noch
solche Diamanten gehandelt werden dürfen, für die staatliche
Herkunftszertifikate des jeweiligen Ursprungslandes vorliegen.

Seit der Prozess 2003 offiziell in Kraft trat, sind alle seine
inzwischen 54 Teilnehmerstaaten, die insgesamt 81 Staaten
repräsentieren (die einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union sind als gemeinsamer Teilnehmer am Kimberley-Prozess
beteiligt) zur Implementierung der minimum requirements in
die nationale Gesetzgebung, zur Einrichtung nationaler Kontroll-
behörden sowie zur Durchführung von Ein-, Aus- und Durch-
fuhrkontrollen und schließlich der Bereitstellung von statistischen
Daten verpflichtet, damit keine Konfliktdiamanten mehr in den

(legalen) Diamantenhandel gelangen können. Trotz mancher
Regulierungsdefizite insbesondere im Blick auf die Rolle der
TNCs konnten aufgrund teilweise durchaus strenger Vorgaben
und Überwachungsmaßnahmen – die für die Teilnehmerstaaten
zwingend sind, womit der Prozess das einzige verbindliche inter-
nationale Rohstoff-Regelwerk darstellt – inzwischen im Blick auf
den internationalen Diamantenhandel signifikante Verbesserun-
gen erzielt werden.

Indes ist die Teilnahme am Prozess als solche nicht zwin-
gend, da es sich beim KP nicht um ein verbindliches Abkom-
men handelt. So ist zu beobachten, dass der KP von zahlreichen
Diamantenunternehmen vor allem zum Zweck der Image-
verbesserung instrumentalisiert wird. Zudem gibt es nach wie
vor relevante Produzentenländer, die nicht unter die auf freiwilli-
gen Selbstverpflichtungen beruhenden Kontrollen fallen (von
den SADC-Ländern sind zehn als Teilnehmer beteiligt, darunter
auch die wichtigsten Produzenten wie Angola, Botswana, die
Demokratische Republik Kongo, Namibia und Simbabwe;
Mosambik und Sambia haben unlängst einen Antrag auf Teil-
nahme gestellt). Ein Manko ist zudem die mangelnde
Überwachung des artisanalen und mittelständischen Abbaus von
Rohdiamanten, der rund ein Viertel der weltweiten gehandelten
Diamanten hervorbringt. Als der weitaus gravierendste Nachteil
des KP hat sich jedoch erwiesen, dass dessen Definition von
Konfliktdiamanten viel zu kurz greift, da sie auf Diamanten
beschränkt ist, die von illegitimen Akteuren wie Rebellenbewe-
gungen gehandelt werden. Die Produktionsbedingungen der
Diamanten werden hingegen im KP nicht berücksichtigt, so dass
Diamanten, die zwar legal, aber unter schweren Menschen-
rechtsverletzungen abgebaut werden, für den KP nicht in die
Statistik der Konfliktdiamanten fallen. Vor allem die Ereignisse
rund um die Diamantenfunde in Simbabwe zeigt, wie notwendig
eine Reform des KP ist. Dort wurden 2008 im Diamantengebiet
Marange Zehntausende Menschen im Auftrag der Regierung aus
der Region vertrieben, Hunderte Minenarbeiter wurden gar
getötet. Trotz der gravierenden Menschenrechtsverletzungen –
hauptsächlich durch Polizei und Militär – wurde Simbabwe aber
nicht einmal aus dem KP ausgeschlossen. Auch nachdem ein
„gemeinsamer Arbeitsplan“ zwischen dem KP und der simbab-
wischen Regierung nicht eingehalten wurde, um die Standards
des Zertifikates zu erfüllen, wurden keine weiteren Schritte unter-
nommen. Obwohl Menschenrechtsverletzungen wie Zwangsar-
beit in der Region Marange zum Alltag gehören, fallen die
simbabwischen Diamanten nicht unter das KP – auch weil die
simbabwische Regierung offizieller Handelspartner des KP ist.
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Eine Erweiterung und Präzisierung des KP und eine größere
Rechtsverbindlichkeit würden hier einen wichtigen Schritt
darstellen, vor allem weil das KP als Modell für eine generelle
Definition von Konfliktressourcen betrachtet wird.50

4.5 Section 1502 des Dodd-Frank Act 

Einen ähnlichen Ansatz wie der Kimberley-Prozess verfolgt mit
seiner sogenannten Sektion 1502 der Dodd-Frank Wall Street
Reform and Consumer Protection Act (kurz Dodd-Frank Act) aus
den USA, der als umfassendes Bundesgesetz – benannt nach
zwei Mitgliedern des US-Kongresses – durch die Unterzeichnung
von Präsident Obama im Juli 2010 in Kraft trat. Dessen Sektion
1502 schreibt allen heimischen und ausländischen Unterneh-
men, die in den USA börsennotiert sind, sowie deren Zuliefe-
rern vor, der US-amerikanischen Börsenaufsichtsbehörde
Security and Exchange Commission (SEC) im Blick auf die Ver-
wendung der vier Konfliktrohstoffe Koltan, Gold, Wolfram, Kasse-
rit und deren Derivate Rechenschaft über die Herkunft
abzulegen. Wird einer dieser Rohstoffe verwendet, müssen die
Unternehmen dies zukünftig bei der SEC melden und unter
„besonderer Sorgfalt“ (due diligence) nachweisen, dass die Roh-
stoffe nicht aus Konfliktregionen in der bzw. um die DR Kongo
(alle neun Nachbarstaaten werden hier explizit benannt) stam-
men. Zudem müssen die betroffenen Unternehmen ihre diesbe-
züglich erstmals 2014 der SEC vorzulegenden Jahresberichte
auch per Homepage öffentlich machen, so dass die Konsumen-
tInnen sich davon überzeugen können, dass keine Rohstoffe ver-
wendet werden, die zur Finanzierung von bewaffneten Gruppen
in der Kongo und/oder den Nachbarländern beitragen. 

Da diese Verpflichtungen der Sektion 1502 als Bundesge-
setz allgemeinverbindlich sind, ist für die kommenden Jahre bei
entsprechender Wachsamkeit der Zivilgesellschaft von einer
beträchtlichen Wirkmächtigkeit des Dodd-Frank Act auszugehen.
Bereits im Vorfeld seines Inkrafttretens zeichnete sich ab, dass
manche Unternehmen den Bezug von oder Handel mit Rohstof-
fen aus der Konfliktregion reduzierten bzw. gar generell mieden,
um sich künftiger Kritik gar nicht erst auszusetzen – mit der Folge
unerwünschter Absatzeinbrüche insbesondere bei dem nicht auf
Konfliktrohstoffe konzentrierten Kleinbergbau, auf den in der Kri-
senregion viele Menschen zur Überlebenssicherung existenziell
angewiesen sind.

Unter dem Eindruck des Dodd Frank Act unterstützte die
Mehrheit des EU-Parlaments im Februar 2014 in einer Abstim-

mung stärkere Verantwortungspflichten auch von europäischen
Unternehmen in Bezug auf Abbau, Handel und Nutzung von
Rohstoffen. Der Entwicklungsausschuss des EU-Parlaments for-
derte daraufhin, gesetzlich verpflichtende Sorgfaltspflichten in
der EU einzuführen. Inzwischen hat die Europäische Kommis-
sion einen eigenen Gesetzentwurf zu „verantwortungsvoller
Beschaffung von Rohstoffen aus Konfliktgebieten“ vorgelegt, der
allerdings nur freiwillige Selbstverpflichtungen zur Zertifizierung
von Zinn, Wolfram, Tantal und Gold vorsieht. Da er so nur für
eine begrenzte Zahl von Unternehmen gälte, damit nur minima-
len Einfluss auf die Rohstoffbeschaffung des Großteils der euro-
päischen Unternehmen hätte und andere Konfliktrohstoffe
außen vor lässt, fordern Nichtregierungsorganisationen aus
Europa eine grundlegende Nachbesserung des Gesetzesent-
wurfs51.

4.6 Bilaterale Rohstoffabkommen 

Abschließend soll in diesem Kapitel noch ein kurzer Blick auf die
sogenannten Rohstoffabkommen und die ihnen häufig zugrunde
liegenden „Rohstoffstrategien“ geworfen werden, die auf der
internationalen rohstoffpolitischen Agenda vor allem in jüngster
Zeit eine hervorgehobene Bedeutung erlangt haben. Diese
Rohstoffabkommen, die zum Teil auch schönfärberisch als
„Rohstoffpartnerschaften“ bezeichnet werden, gehen in der
Regel auf die Initiative von Verbraucherländern zurück und
avancieren für diese in zunehmendem Maße zu einem wichti-
gen politischen Instrument, um den Bezug für den heimischen
Markt und die heimischen Unternehmen auf der Grundlage
langfristig ausgelegter vertraglicher Regelwerke mit einzelnen,
mitunter auch einer ganzen Gruppe von Abbauländern zuver-
lässig zu gewährleisten. Sie weisen damit einen gänzlich anderen
Charakter auf als die hier zuvor dargestellten Konzepte und Maß-
nahmen zum Ausbau von Rohstoffregime und Rohstoffgover-
nance. Da sie aber vermutlich in absehbarer Zeit auch auf die
Länder des Südlichen Afrika zukommen werden, sollen sie
zumindest in Augenschein genommen werden.

Sowohl die von der Bundesregierung als auch die von der EU
derzeit vorangetriebenen Partnerschaften zielen in erster Linie
darauf ab, die Rohstoffversorgung der deutschen bzw. der
europäischen Industrie zu möglichst günstigen Bedingungen zu
sichern52. Während die hiesigen Unternehmen mit ihren Investi-
tions- und Importinteressen politisch, institutionell und auch
finanziell aktiv unterstützt werden, kommen die Interessen der
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„Partnerländer“ im Allgemeinen sowie vom Rohstoffabbau
betroffener Bevölkerungsgruppen im Besonderen in aller Regel
viel zu kurz. Zwar betonen die Abkommen zumeist den An -
spruch, auch zur nachhaltigen wirtschaftlichen und gesell schaft -
li chen Entwicklung in den Abbauländern beitragen zu wollen;
faktisch lassen aber sowohl die Rohstoffstrategien als auch die
Abkommen von Bundesregierung und Europäischer Kommis-
sion für eine wahrhaft „partnerschaftliche“ Regulierung des
Rohstoffhandels zwischen Nord und Süd absolut unverzichtbare
soziale, entwicklungs-, umwelt- und handelspolitische Aspekte
zumeist außer Betracht. Dazu gehören international anerkannte
Umweltverträglichkeitsprüfungen entlang der gesamten Wert -
schöpfungskette, bi- oder multilaterale Konsultations- und Streit -
bei legungsverfahren beim Handel, eine bessere Beteiligung der
Zivilgesellschaft sowie Transparenzauflagen wie die Offenlegung
von Zahlungen. 

Eine tatsächliche Bereitschaft für eine faire Zusammenarbeit
mit rohstoffreichen Ländern zum beiderseitigen Vorteil ist somit
nicht wirklich zu erkennen. Vielmehr steht die Tatsache, dass die
Verbraucherländer kaum dazu bereit sind, Einfluss auf das Verhal-
ten der Regierungen der Abbauländer und den in diesen tätigen
TNCs zu nehmen und dadurch Transparenz und Rechenschafts -
pflicht in den Rohstoffsektoren zu stärken, im klaren Widerspruch
zu den propagierten Absichten und konterkariert zudem die in
diesem Kapitel zuvor beschriebenen Konzepte und Maßnahmen
zu einer verbesserten Rohstoffgovernance. Statt den SADC-Län-
dern künftig mittels der Rohstoffabkommen tatsächliche Entwick-
lungsperspektiven zu bieten, lassen manche Aspekte der in
Europa diskutierten Strategien für die Zukunft gar einen Rückfall
in die Zeiten des Rohstoffkolonialismus befürchten53.

EITI Werbeplakat in Lusaka, Sambia

Kleinbergbau in den Diamantenminen Simbabwes
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vom Kopf auf die Füße stellen: 
Es braucht grundlegende Alternativen 
zum vorherrschenden Extrakivismus!

Aus dem zuvor Dargestellten dürfte überaus deutlich geworden
sein, dass die wesentlichen Hemmnisse für eine rohstoffbasierte
Entwicklung, von der die Bevölkerung im Südlichen Afrika wirk-
lich profitieren würde, durch die überaus lückenhaften und
zudem noch weitgehend unwirksamen Rohstoffregime- und
Rohstoffgovernance-Strukturen, die bis dato auf den nationalen
bzw. regionalen Regulierungsebenen in den Produzenten- und
Verbraucherländern sowie auf internationaler Ebene zwischen
diesen existieren, nicht einmal im Ansatz aus der Welt geschaf-
fen werden können. Aus diesem Grund ist die KASA der Über-
zeugung, dass der Rohstoffsektor zeitnah vom Kopf auf die Füße
gestellt werden muss, um den immensen Anforderungen
gerecht zu werden, die mit ihm einhergehen: Zu den zentralen
ordnungspolitischen Herausforderungen von Global Governance
im 21. Jahrhundert gehören die globale Verregelung des Zugangs
zu Rohstoffen, die internationale und innerstaatliche Verteilung
der Erlöse aus der Rohstoffgewinnung wie auch Governance-
Strukturen, die die ökologischen und sozialen Bedingungen von
deren Förderung, Verarbeitung und Wiederaufbereitung betref-
fen,– und zugleich stellt die fundamentale Neuformulierung der
Rohstoffpolitik in den ressourcenreichen Ländern des Südlichen
Afrika die vorrangige und dringlichste Aufgabe für die Regierun-
gen dar.

Zuallererst in der Verantwortung und Pflicht sind – nicht zu-
letzt auf Grundlage der Souveränität über ihre Bodenschätze –
die Länder im Südlichen Afrika selbst: Dort muss künftig alles in
der Macht nationaler Politik Stehende getan werden, um schwa-
che Staatlichkeit, Missmanagement, schlechte Regierungsfüh-
rung, Bestechlichkeit und daraus resultierende lokale Konflikte
zu überwinden und die Ressourcen dafür zu nutzen, eine wirt-
schaftliche Entwicklung zu forcieren, die der gesamten Bevölke-
rung über einen substanziellen Zuwachs an Wohlfahrt und
Lebensqualität eine faire Teilhabe an den Früchten des natürli-
chen Reichtums garantiert. Dafür wird es keineswegs ausreichen,
einfach das vermeintliche rohstoffpolitische „Erfolgsmodell
Botswana“ zu kopieren. Zwar lässt sich nicht bestreiten, dass die
botswanische Politik es seit der Entdeckung der überaus reich-
haltigen Diamantenvorkommen des Landes im Jahr 1967 im
Vergleich wirklich gut verstanden hat, den natürlichen Reichtum
für einen dauerhaften wirtschaftlichen Wachstums- und Entwick-
lungsprozess zu nutzen, der das Land mit einer durchschnittli-
chen Zunahme des BIP von nahezu zehn Prozent pro Jahr über
vier Jahrzehnte nicht nur vom Armenhaus des Südlichen Afrika
zum nach Äquatorial-Guinea zweitplatzierten Land Subsahara-
Afrikas im Blick auf das Bruttonationaleinkommen pro Kopf

(BNE/Kopf), sondern aufgrund einer ausgewogenen Bildungs-,
Gesundheits- und Infrastrukturpolitik auch zu einem der führen-
den Staaten Afrikas beim Index der menschlichen Entwicklung
(HDI) hat werden lassen. Und der gegenwärtige nationale Ent-
wicklungsplan setzt auch weiterhin darauf, die Einnahmen aus
dem Rohstoffsektor in der Gesamtheit der Bevölkerung zuguns-
ten kommender Investitionsrichtungen zu lenken – statt sie wie
in den anderen rohstoffreichen Ländern der Region in dunklen
Kanälen versickern zu lassen.54

Dennoch ist in Botswana längst nicht alles Gold was glänzt:
Weltweit weist nur das erdölreiche Äquatorial-Guinea eine grö-
ßere negative Differenz zwischen BNE/Kopf-Rang und HDI-Rang
auf als Botswana, und mit dem nicht-einkommensbezogenen
HDI befindet sich das Land unter den insgesamt 186 gelisteten
Ländern nur auf dem 136 Rang, und damit etwa hinter Mada-
gaskar. Trotz aller Bemühungen, die wirtschaftliche Diversifika-
tion zu befördern, beläuft sich der Anteil des Primären Sektors an
der Wirtschaftsleistung des Landes noch immer auf über 80 Pro-
zent. Die Kluft zwischen Arm und Reich ist trotz des andauern-
den, auch international kaum seinesgleichen findenden, aber
eben nicht inklusiven Wachstums für ein Land der Einkommens-
klasse Botswanas eine der weltweit höchsten. Die offiziell aus-
gewiesene Arbeitslosigkeitsrate beläuft sich aktuell auf 19
Prozent, und auch heute noch lebt knapp die Hälfte der Bevöl-
kerung des Landes unterhalb der Armutsgrenze55. 

Obwohl das Ausmaß an Korruption in Botswana vergleichs-
weise gering ist und der führende Diamantenmulti De Beers
durch eine nationale Rechtsreform für TNCs über ein 50/50-
Joint Venture mit dem botswanischen Staat (Debswana) einge-
bunden werden konnte, zeigen diese ernüchternden Daten die
offenbar recht engen Grenzen auf, die selbst einer gute Regie-
rungsführung aufweisenden Rohstoffpolitik heutzutage gesetzt
sind – und dies trotz des unschätzbaren Standortvorteils Gabo-
rones als Zentrum des globalen Diamantenhandels. 

Es gibt somit eine dringliche Notwendigkeit im Südlichen
Afrika, die natürlichen Ressourcen in vielerlei Hinsicht künftig
anders und besser zu nutzen, damit sie unter fairen und ökolo-
gisch verträglichen Bedingungen gefördert und die Bevölkerun-
gen durch das Investieren der Einnahmen in Bildung,
Gesundheit, ländliche Entwicklung, Basisinfrastrukturen und vor
allem in menschenwürdige Arbeitsplätze vom natürlichen Reich-
tum profitieren. 

Da die natürlichen Reichtümer bis auf Weiteres die maßgeb-
liche, wenn nicht gar einzige Quelle darstellen dürften, aus der
sich in der Region das Potenzial für eine endogene, sich selbst
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tragende Entwicklung erschließen lässt, bedarf es aus Sicht der
KASA unbedingt einer grundlegenden Reform der Rohstoffpoli-
tik, und zwar zuallererst im Blick auf die künftige Einbindung der
natürlichen Reichtümer und deren Bewirtschaftung in die poli-
tisch, ökonomisch, sozial und schließlich auch ökologisch primär
den Interessen und Entwicklungsbelangen der Bevölkerungen
zu verpflichtender und entsprechend umzugestaltender neuer
nationaler Entwicklungsstrategien. Die Africa Mining Vision der
Afrikanischen Union hält hierfür sicherlich bereits einige vielver-
sprechende Ansätze bereit; indes wird es großer weiterer politi-
scher und insbesondere auch intellektuell-akademischer
Anstrengungen bedürfen, um ebenso kohärente wie konsistente
wirtschaftspolitische Konzepte und Maßnahmen zu entwickeln
und umzusetzen, die die großen Potenziale der mineralischen
und energetischen Rohstoffe für eine humane Entwicklung end-
lich verantwortlich wahrnehmen und ausschöpfen.

Hoffnung macht im Blick auf diese Herausforderung, die in
der Tat kaum größer sein könnte, da es im Grunde genommen
um nicht weniger geht als um einen politischen Neuanfang –
und dies nicht allein im Blick auf den Rohstoffsektor –, dass die
Zivilgesellschaft im Südlichen Afrika aufzuwachen beginnt: Auf
zunehmend breiterer Basis wächst ein Bewusstsein dafür, dass
die natürlichen Reichtümer ihrer Länder trotz des Booms bei
Rohstoffen nach wie vor nur einer kleinen Gruppe von Politikern
und Unternehme(r)n zugutekommen und sich dies endlich
grundlegend ändern muss, damit auch die „normale Bevölke-
rung“ sowie insbesondere die Bedürftigsten den ihnen zuste-
henden Nutzen aus der Bewirtschaftung der nationalen
Bodenschätze ziehen können. Dieser überaus begrüßenswerte
Trend ist vor allem dem beharrlichen Engagement einer (zuge-
gebenermaßen noch kleinen) sozialen Bewegung zu verdanken,
die die Bedeutung von Legalität, Teilhabe, Transparenz und
Rechenschaftspflicht in den Mittelpunkt ihres Engagements stellt
und zunehmend erfolgreich Aufklärung darüber betreibt, dass
die Bevölkerung der Region ihre Ressourcen nur dann vor jed-
weder Art von Plünderung durch lokale oder ausländische
Akteure zu schützen vermag, wenn zunehmend Druck auf die
Politik aufgebaut und mehr Öffentlichkeit und Transparenz erwirkt
werden können. Denn letztlich kann nur der Zugang zu Informa-
tionen über die Rohstoffgeschäfte die vorherrschende Korrup-
tion eindämmen und zu mehr Gerechtigkeit vor Ort führen. 

Die Herausforderung für die nächsten Jahre dürfte nun darin
bestehen, auch den Dialog über konkrete (rohstoff-)politische
Alternativen auf eine breitere öffentliche Basis zu stellen und
weiter zu qualifizieren, damit die eingeforderten Partizipations-

und Mitbestimmungsmöglichkeiten auch mit ebenso anschluss-
fähigen wie zielführenden zivilgesellschaftlichen Positionierun-
gen wahrgenommen werden können. Die in den vergangenen
Jahren auf SADC-Ebene von Nichtregierungsorganisationen ver-
anstalteten Alternative Mining Indabas56 weisen hierfür bereits
den Weg, und die von einem SADC-weiten Bündnis von zivilge-
sellschaftlichen Organisationen mittels einer Kampagne gefor-
derte Einführung eines SADC-weiten „Basic Income Grant“ (ein
universelles, bedingungsloses Grundeinkommen, welches in Na -
mi  sbia in einem Pilotprojekt erprobt wurde), das durch eine
zusätzliche Besteuerung des Rohstoffsektors in Form einer
Exportsteuer finanziert werden soll, ist zweifelsohne ein erster
Schritt in die richtige Richtung57. Diesen bewusst pragmatisch
gefassten Ansatz wird es im Sinne der Forderung einer weitaus
umfassenderen wirtschaftspolitischen Neuausrichtung weiterzu-
entwickeln gelten, um die Rohstoffpolitik künftig zentral in eine
zukunftsweisende und dem Gemeinwohl dienende, integrierte
Entwicklungsstrategie einzubinden.

Wichtiger politischer Rückenwind für ein solches Engagement
ist erfreulicherweise künftig vom sogenannten Parliamentary
Forum der SADC zu erwarten. Dieses Gremium repräsentiert die
mehr als 3.500 nationalen Parlamentsabgeordneten aller 15 Par-
lamente auf SADC-Ebene und ist seit 1997 ein offizielles Organ
der Staatengemeinschaft. Mittels der Bohrens dicker Bretter über
viele Jahre ist es der führenden (akademischen) Nichtregie-
rungsorganisation zur Thematik der Rohstoffe, dem Southern
Africa Resource Watch (SARW), gelungen, das Parliamentary
Forum bei dessen Plenarversammlung im Oktober 2013 zu
einem einvernehmlich gefassten Beschluss zu bewegen, mittels
dessen fortan auf dauerhafter Basis das sogenannte Southern
Africa Resource Barometer veröffentlicht werden wird.  Damit
soll unter aktiver Mitwirkung der Abgeordneten entlang eines dif-
ferenzierten Katalogs messbarer Prinzipien die Rohstoffpolitik
aller Mitgliedsländer bewertet und damit mehr Transparenz rund
um die Ausbeutung der Rohstoffe geschaffen werden58. 

In der Praxis hat sich in der Vergangenheit allerdings immer
wieder gezeigt, dass Länder des globalen Südens derart weit
reichende Veränderungen aufgrund struktureller politischer wie
ökonomischer Asymmetrien selbst bei vorliegendem politischen
Willen nicht einmal annäherungsweise durchzusetzen vermö-
gen. Deshalb stehen auch die Herkunftsstaaten der involvierten
TNCs sowie die Heimatstaaten der VerbraucherInnen der
Rohstoffe politisch mit in der Verantwortung. Denn deren
Regierungen können durchaus in beträchtlichem Maße Einfluss
nehmen: zum einen auf das Verhalten von Regierungen in
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rohstoffreichen Ländern, zum anderen auf die Unternehmen,
die sie etwa dazu verpflichten können, Sozial- und Umweltstan-
dards in der gesamten Lieferkette zu beachten. Über bilaterale
Kooperation kann zudem die Verbesserung der Verwaltung des
Rohstoffsektors unterstützt werden. Auch können sie Vorschriften
zur Transparenz erlassen und beispielsweise ihre Vergabe von
Bürgschaften davon abhängig machen (gleiches gilt für multi - 
la terale, regionale und nationale Finanzinstitutionen aus dem
glo balen Norden). Es braucht somit unbedingt auch einen inter -
na tionalen, rechtlich bindenden und sanktionsbewehrten Re-
gu lie rungsrahmen für die Bewirtschaftung von natürlichen
Ressourcen.

Dies hat zur Konsequenz, dass auch die Roh stoff (siche -
rungs) politik der im großen Stil Rohstoffe verbrauchenden Län-
der des globalen Nordens künftig das Recht auf Entwicklung und
die Würde des Menschen weltweit in den Mittelpunkt stellen
muss. Die Verantwortung hierfür kann trotz immer neuer Siegel
nicht allein auf den individuellen Konsumenten abgeladen wer-
den; vielmehr gilt es hierfür gerade auch die Rohstoffunter -
nehmen und solche, die Rohstoffe verarbeiten, unmittelbar mit
einzubinden. Und dass diese Unternehmen bei ihren Bemühun-
gen um billige Rohstoffe für Menschenrechtsverletzungen und
Ausbeutung in den Abbauländern Verantwortung tragen, darauf
hat unlängst auch Bundesentwicklungsminister Dr. Gerd Müller
(in seiner Rede vor der Berliner Industrie- und Handelskammer
am 9. September 2014) hingewiesen.

Auf diesem Hintergrund macht die KASA sich mit Blick auf
die Verantwortung Deutschlands vor allem für die folgen-
den politischen Forderungen stark:

• Für die Überführung der EU-Rohstoffinitiative und die 
von Deutschland bereits abgeschlossenen bilateralen 
Rohstoffabkommen in „alternative Rohstoffpartnerschaf-
ten“, die unter Beteiligung der Zivilgesellschaft hier und 
in den Abbauländern transparent ausgestaltet, entwick- 
lungspolitisch sinnvoll und auf nachhaltige Entwicklung 
und ökologische Rohstoffbewirtschaftung orientiert sind,
damit der Wettlauf um endliche Ressourcen nicht länger
auf dem Rücken der Ärmsten der Armen ausgetragen 
wird;

• Für verbindliche gesetzliche Regelungen, die im Roh -
stoffsektor tätige Unternehmen dazu verpflichten nach- 
zuweisen, dass die Rohstoffe, die sie verwenden, unter 
Einhaltung anerkannter Regeln zum Menschenrechts- 

schutz sowie internationaler Sozial- und Umweltstan dards
gefördert werden, damit die gravierenden und global 
zunehmenden Menschenrechtsprobleme und Konflikte 
im Rohstoffsektor wirksam bekämpft werden können 
(mit solchen Regelungen hätten deutsche Bundes-, 
Landes- und Kommunalbehörden die Pflicht, hiesige 
Unternehmen, die direkt oder indirekt zur Verletzung 
von Menschenrechten beitragen, von jeglicher Zusam- 
menarbeit bei öffentlichen Aufträgen auszu schlie ßen);

• Für die Schaffung von justiziablen Instrumenten auf  
internationaler Ebene, die es zum Zweck des Schutzes 
der Menschenrechte in den Rohstoffabbauländern 
ermöglichen, TNCs zur Rechenschaft zu ziehen und 
Opfern von Menschenrechtsverletzungen und Ausbeu-
tung Gerechtigkeit widerfahren zu lassen;

• Für eine grundsätzliche, zielführende politische Befas-
sung mit der Problematik, dass der globale Ressourcen -
verbrauch unter Inkaufnahme irreversibler ökologischer 
Schäden stetig zunimmt und in Deutschland trotzdem 
weiterhin die Sicherung des unbegrenzten Zugangs zu 
Ressourcen und nicht etwa deren Schonung Priorität 
hat. So unterstützt die Bundesregierung die deutsche 
Wirtschaft zwar bei der Steigerung der Ressourcen- und 
Rohstoffeffizienz, bezieht aber weder die Einhaltung 
globaler Umweltgrenzen des Rohstoffverbrauchs noch 
die Notwendigkeit eines ökologischen Umsteuerns 
konsequent in ihre Rohstoffpolitik ein. Daher fehlen ver- 
bind liche Aussagen, Ziele und Maßnahmen zur Reduk-
tion des absoluten Rohstoffverbrauchs in Deutschland.
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